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Nach der Oſterpauſe ſoll das Plenum des Reichstags die
Reichsverſicherungsordnung beraten oder vielmehr, wenn es
nach dem vom Abg. Horn-Gera ausgeplauderten Wunſche der
Scharfmacher geht, durchpeitſchen.

Das Ergebnis der Kommiſſionsberatungen über den
754 Paragraphen umfaſſenden Entwurf liegt noch nicht ge-

druckt vor, wiewohl die Kommiſſion bereits am 20. April 1910
eingeſetzt war, alſo nahezu ein Jahr lang getagt hat. Noch
nie vielleicht die berüchtigte Finanzreform ausgenommen
iſt im Reichstage ſelbſt bei großen Geſetzentwürfen wie dem
Bürgerlichen Geſetzbuch, den Verſicherungsgeſetzen der
80er Jahre, der 91er Gewerbeordnungsnovelle eine Kommiſ-
ſionsberatung ſo ſchleppend, die Berichterſtattung ſo langſam
erfolgt. Der innere Grund für die auffällige Art der Behand-
lung der Vorlage mag darin liegen, daß die Scharfmacher-
mehrheit z ur Zuſammenſchweißung dieſes Ausnahmegeſetzes
gegen die Arbeiterklaſſe ſich erſt allmählich zuſammenfand und
die öffentliche Kritik an der Vorlage durch Hinauszögerung
des Berichts zu erſchweren ſucht. Die giftigſten Vorſchriften
der Vorlage ſind in Sonderſitzungen des Konſervative, Natio-
nalliberale und Zentrum in irauter Gemeinſchaft umfaſſenden
Scharfmacherkartells zuſammengebraut und dann in einer
dritten Leſung der Kommiſſion der ſogenannten „Aus-
gleichsleſung“ wie ſich unſere Leſer aus den fortlaufenden
Berichten, die wir über die Kommiſſionsberichte brachten, ent
ſinnen ratifiziert. Dem Ueberrumpelungsverſuch und dem

Attentat gegen die Arbeiterklaſſe muß beizeiten entgegen
getreten werden. Wir werden den weſentlichen Jnhalt der
jetzigen Geſtalt der Reichsverſicherungsordnung in einer Reihe
Artikel ſtizzieren.
Der Entwurf weiſt ſelbſt gegenüber der Regierungsvorlage

noch erhebliche Verſchlechterungen auf. Noch unverhüllter wie
dieſer ſucht er unter Mißhandlung der Rechte der einzelnen
Arbeiter und der Arbeiterklaſſe die Arbeiterverſicherungsgeſetz-
gebung zu Verſorgungsanſtalten für Militäranwärter, abge-
legte Offiziere und Beamte, gelbe Gewerkſchaftler und ge
ſinnungsloſe Bureaukraten zu machen.

War für die bürgerlichen Parteien ein Hauptzweck der be
ſtehenden Verſicherungsgeſetzgebung die Entlaſtung der wohl
habenderen Schichten von der Armenlaſt und die ſtärkere Be
laſtung der Arbeiter, ſo zieht ſich wie ein roter Faden durch die
Paragraphenmaſſe des Kommiſſionsentwurfs das Beſtreben
auf Entrechtung der Arbeiter auf dem Gebiete der
Verſicherung und die Verſorgung einer bureau-
kratiſchen Unternehmerſchutztruppe auf
Koſten der Arbeiter. Abgelehnt ſind faſt alle auf
Beſſerung der Rechte der Arbeiter abzielenden leicht durchführ-
baren Anträge. Faſt zu derſelben Zeit, wo die bürgerlichen
Parteien durch Erhöhung der Zivilliſte von 1534 Millionen um
394 Millionen anerkannten, daß durch die Zölle auf notwen-
dige Nahrungs und Bedarfsartikel mindeſtens um h der
Geldwert der ſo ſchmalen „Renten“ gekürzt iſt, wurden die An-
träge auf Erhöhung der Renten im weſentlichen abgelehnt.
Hingegen ſind die Zwangs beiträge der Arbeiter erheblich
erhöht. Das Verfahren iſt insbeſondere für Unfallſachen
noch erheblich verſchlechtert. Von der Selbſtver-
waltung ſollen die Arbeiter auf dem Gebiete der Unfall-
verſicherung völlig ausgeſchloſſen bleiben; ihr
Mitbeſtimmungsrecht bei der Verwaltung der Jnvaliden-
verſicherung iſt zuungunſten insbeſondere der Errichtung
von Heilſtätten weſentlich einge ſchränkt, bei der
Krankenverſicherung nahezu ausgeſchloſſen, und die
wenigen Schranken der beſtehenden Geſetzgebung gegen Will-
kür der Behörden niedergeriſſen. Den Unternehmern hingegen
iſt die ſchrankenloſeſte Freiheit für Verletzung der Geſetze zu
ungunſten der Arbeiter geſetzlich garantiert. Von vielen dies
harte Urteil rechtfertigenden Vorſchriften ſei nur eine heraus-
gegriffen: Die UnfallBerufsgenoſſenſchaften ſollen zwar der
Aufſicht des Reichsverſicherungsamts unterſtellt ſein, Mittel
zur Erzwingung der geſetzlichen Pflichten der Berufsgenoſſen
ſchaften gibt das Geſetz dieſer Aufſichtsbehörde jedoch uicht.
Ja, im S 967 iſt ausdrücklich beſtimmt: Das Reichsverſiche
rungsamt iſt nicht berechtigt, an Stelle der landwirtſchaft
lichen Berufsgenoſſenſchaft Unfallverhütungsvorſchriften zu
erlaſſen und techniſche Aufſichtsbeamte anzuſtellen. Die Hab-
gier von Unternehmern ſteht dem Entwurf höher als Leben
und Geſundheit der Arbeiter.

Als Köder für den Entwurf ſtreuen Regierungs, Zentrums
und andere Scharfmacherorgane die Behauptung aus, der Ent-
wurf enthalte eine Witwene und Waiſenverſiche
rung. Jn Wahrheit enthält der Entwurf eine ſolche Ver
ſicherung nicht. Es iſt Betrug, wenn der Entwurf von einer
„Witwenrente“ ſpricht. Die Witwe enthält keine Witwen
rente, ſondern ſoll nur für den Fall, daß ſie völlig
erwerbsunfähig im Sinne der Verſicherung s-
ordnung wird, eine Jnvalidenrente erhalten, und zwar in
ſchamlos niedriger Höhe. Hatte der verſtorbene Ehemaun
10 Jahre lang in der niedrigſten Klaſſe geklebt, ſo erhält ſie
einen Betrag von ganzen 72 Mk. 60 Pf. jährlich, alſo
gegen 20 Pfennig täglich. Der höchſte Satz wird er
reicht, wenn der verſtorbene Ehemann 50 Jahre hindurch in
der höchſt en Klaſſe geſteuert hatte. Er beträgt in 170 Mk.
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40 Pf. jährlich, alſo gegen 47 Pfennig täglich. Nicht viel
anders verhält es ſich mit der „Waiſenrente“. Hinter-
läßt der verſtorbene Vater, der zehn Jahre lang in der niedrig-
ſten Lohnklaſſe gezahlt hat, ein Kind, ſo beträgt die an das
Kind bis zu ſeinem vollendeten 15. Lebensjahr zu zahlende
Kinderrente volle 36,660 Mk. jährlich oder 10 Pf.
täglich. Hinterläßt er zwei Kinder, ſo beträgt die Rente für
beide Kinder zuſammen 63,60 Mk. oder 9 Pfennig für
jedes Kind täglich. Für drei Kinder beträgt die Rente 90 Mk.
jährlich zuſammen oder pro Kopf s Pfennigtäglich. Der
Höchſt ſatz einer Kinderrente, wenn alſo 50 Jahre hindurch
ſtets in der höchſten Lohnklaſſe geklebt war, beträgt für ein
Kind 85,20 Mk. jährlich oder 23 Pfennig taäglich, für zwei
Kinder 120 Mk. oder 17 Pfennig für den Tag und Kopf,
für drei Kinder 155,40 oder 14 Zfennig für den Tag
und Kopf.

Zur Entſchuldigung für die erbärmliche Niedrigkeit dieſer
„Renten“ für Arbeiterwitwen und Waiſen wird insbeſondere
in Zentrumsblättern die Leere der Reichs-Witwenſparkaſſe an-
geführt. Wie verhält es ſich damit in Wahrheit? Jn die
Reichskaſſe ſollten zur Erleichterung einer Witwen- und
Waiſenverſicherung vom März 1906 ab Zolleinnahmen gelegt
werden, die nach Schätzung des Zentrumsabgeordneten Trim-
born ſich auf jährlich 91, nach der des Schatzſekretärs v. Thiele-
mann auf 82 Millionen belaufen ſollten. Es ſind in dieſe
Witwenſparkaſſe bis jetzt aber nicht 500--550 Millionen, ſon-
dern einſchließlich Zinſen nur 47 Millionen gefloſſen. Die

fehlende Summe iſt reſtlos von den Agrariern mittels des
Ausfuhrſcheinſyſtems aufgefreſſen. Dem an dem Vorbehalts-
gut für Witwen und Waiſen vollzogenen Raub ſetzt die Ver
höhnung der Witwen und Waiſen durch die noch näher darzu-
legenden Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung die
Krone auf.

Soviel vorweg zur Charakteriſierung des Geiſtes der Reichs
verſicherungsordnung, der die geſamte Arbeiterklaſſe ohne
Unterſchied ihrer politiſchen Richtung zur Empörung gegen die
ihnen zugedachte Verkümmerung ihrer Rechte aufpeitſchen
ſollte.

Der die Reichsverſicherungsordnung durchziehende Haß gegen
die Arbeiter und das Beſtreben, aus Arbeitergroſchen eine
bureaukratiſche Schutztruppe des Unternehmertums zu beſol-
den, kommt am unverfälſchſten bei den Vorſchriften über die
Verwaltung der Krankenkaſſen zum Ausdruck.

Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen durch die Arbeiter war
früher die entſchiedene Forderung auch bürgerlicher Kreiſe, wie
der verſtorbenen Zentrumsabgeordneten Moufang und
Reichenſperger und wohl ziemlich aller liberalen Abgeordneten.

Vernichtung der Selbſtverwaltung derKrankenkaſſen, Bevormundung der Arbeiter
durch engherzige Bureaukraten und Unternehmer
fordert der von Konſervativen, Nationalliberalen, Zentrums
leuten und auch Fortſchrittlern wie Dr. Mugdan ausgeheckte
Vorſchlag des Entwurfs. Der Schlag, zu dem ſeit einem Jahr-
zehnt vergeblich die Hand gegen die Arbeiterklaſſe und die
Krankenkaſſen ausgeholt wurde, ſoll jetzt geführt werden.

An der Krankenverſicherung nehmen heute abgeſehen von
Vorrechten der Unternehmer in Betriebs- und Jnnungs-
krankenkaſſen die Arbeiter zu zwei Drittel, die Unternehmer
zu einem Drittel teil. Der Vorſtand beſteht zu zwei Drittel aus
Arbeitern, zu einem Drittel aus Arbeitgebern. Die Arbeiter
zahlen zwei Drittel der Beiträge und die Eintrittsgelder, die
Arbeitgeber ein Drittel der Beiträge.

Jm Jahre 1909 wurden in den Krankenkaſſen von den
Arbeitgebern 101 587 013, von den Arbeitern 228 963 613 Mk.
gezahlt.

Beſtrebungen der Arbeitgebern auf Einſchränkung der Ver-
waltung reichen bis zum Jahre 1900 zurück. Jm Mai 1900
erging ein vertraulicher, im Vorwärts veröffentlichter Erlaß
an die Behörden, anzugeben, „ob und in welcher Weiſe ein
Mißbrauch der Verwaltung von Kranken-
kaſſen zu ſozialdemokratiſchen Partei-
zwecken in die Erſcheinung getreten iſt“. Um dieſelbe Zeit
veröffentlichte der Geheime Regierungsrat im preußiſchen
Handelsminiſterium Dr. Hoffmann Vorſchläge zur Aenderung
der Krankenkaſſen-Organiſation, die im weſentlichen darauf
hinausliefen, „den Arbeitern in der Verwaltung die Oberhand
zu nehmen“, weil dem „Mißbrauch der Verwaltung zu poli-
tiſchen Zwecken, Terroriſierung der Aerzte uſw.“ geſteuert
werden müſſe. Eine nähere Begründung für die Notwendig-
keit einer ſolchen Reform ſei entbehrlich. Ein Sturm der Ent-
rüſtung erhob ſich aus allen politiſchen Parteien gegen dieſe
frivole, ohne die Spur eines Beweiſes in die Welt geſetzte
Verdächtigung der Arbeiter. Graf Poſadowsky erklärte
im Reichstag, die Hoffmannſche Arbeit ſei eine reine Privat-
arbeit, trage keinerlei amtlichen Charakter. Jm Jahre 1903
ſuchte die Regierung in der Krankenkaſſennovelle eine ver-
ſchleierte Beſeitigung der Selbſtverwaltung der Ortskranken-
kaſſen durchzufechten. Jm Falle „grober Pflichtverketzung“
ſollte ein Vorſtandsmitglied ſeines Amts durch die Aufs-
ſichtsbehörde entſetzt werden können. Poſadowskys Be-
teuerungen, Beſtimmung ſolle nicht wegen politiſcher Miß
liebigkeit, insbeſondere nicht gegen Sozialdemokraten als ſolche

Ein Ausnahmegeſetz gegen die Arbeiter.
angewendet werden, ſtand der Jnhalt einer Rede des Geheim-
rats Dr. Hoffmann in der Sitzung vom 28V. April 1903 klar
entgegen. Es gelang damals, den ſchwammigen Begriff „grobe
Pflichtverletzung“ durch „grobe Verletzung der Amtspflichten
in bezug auf die Kaſſenführung“ zu erſetzen. Gleich-
zeitig ſetzte die ſozialdemokratiſche Fraktion durch den letzten
Abſaß im S 45 des Krankenverſicherungsgeſetzes einen Schutz
der Kaſſe gegen rechtswidrige Eingriffe der Auf-
ſichts behörde durch. Das Verwaltungsſtreitverfahren
wurde gegen Anordnungen der Aufſichtsbehörde der Kaſſe und
dem Kaſſenvorſtand eingeräumt. Und es hat ſich bewährt: in
beinahe allen Fällen hat in Preußen das Oberveraltungs-
gericht der Kaſſe gegen behördliche Eingriffe recht gegeben und
eine große Reihe rechtswidriger Anordnungen von Aufſichts-
behörden aufgehoben. Darüber war der Vater der Gegner-
ſchaft gegen die Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen nicht er
baut. Seine Pläne ruhten indes nicht. Unerwarteten Sukkurs
in ſeinen haltloſen Angriffen gegen die Verwaltung der Orts-
krankenkaſſen durch die Arbeiter erhielt er einige Jahre ſpäter
durch die bekannten, mit brauſendem Beifall der Konſervativen
begleiteten Ausfälle des „freiſinnigen“ Dr. Mugdan im Reichs-
tag. Sein Ruf: der Einfluß der Arbeiter in den Ortskranken-
kaſſen muß beſeitigt werden, fand auch bei dem Leipziger
Aerzteverband ein lebhaftes Echo.

Nicht minder bei den Scharfmachern. Hatte man keine Be
weiſe für die frivolen Beſchuldigungen eines Mißbrauchs, ſo
begnügte man ſich mit ſtändiger Wiederholung der Behaup-
tung an Stelle des Beweiſes. Begeichnend für dieſe Kampfes
art iſt das köſtliche Vorgehen eines Reichsverbandsmitgliedes
Dr. Möller aus der jüngſten Zeit. Jn einer dickleibigen, vor
wenigen Monaten erſchienenen Broſchüre hat dieſer Doktor
allerlei gegen Kaſſenverwaltung und Kaſſenbeamten zu-
ſammengetragen. Mit der Wahrheit ſtehen freilich ſeine Be
hauptungen häufig auf recht geſpanntem Fuß. So behauptet
er, eine ſozialdemokratiſche Kaſſe habe ſogar einen Arzt wegen
ſeiner politiſchen Geſinnung gemaßregelt. Jn Wahrheit iſt
dieſe „ſozialdemokratiſche“ Kaſſe die leider ſozialiſten
reine „Betriebskaſſe des königlich preußiſchen
Spandauer Feuerwerkslaboratoriums“.

Fürſt Bülow fand an der Art, beweisloſe und unbeweisbare
Behauptungen aufzuſtellen und ſie zu wiederholen, Gefallen.
Jm Jahre 1908 verſprach er den Scharfmachern im Herren
hauſe, für Verſchwinden des ſozialdemokratiſchen Einfluſſes in
den Krankenkaſſen zu ſorgen. Man ſuchte nach Material, aber
es fand ſich keins, weil es keins gibt. Jm Gegenteil, politiſche
Gegner, Arbeitgeber wie Arbeitnehmer, verwieſen das Gerede
von einem Mißbrauch der ſozialdemokratiſchen Arbeiter in
Krankenkaſſen in das Gebiet der Fabel. Wir führen eine
Aeußerung des Zentrumsabgeordneten Giesberts aus
einer Rede an, die er in Neuß am 18. Oktober 1908 hielt. Er
erklärte damals:

„Man ſtrebe dahin, bei den Krankenkaſſen die Zweidrittel-
mehrheit der Arbeiter zu beſeitigen und zu beſtimmen, daß
die Arbeiter zwar nur die Hälfte der Koſten tragen, dafür
aber auch den Vorſtand nur zur Hälfte beſetzen ſollen. Die
Kaſſenvorſteher ſollen nicht mehr gewählt, ſondern von den
Gemeinden angeſtellt werden wir erhalten danach alſo kom
munale Krankenkaſſen. Eine ſolche Bureaukrati-
ſierung der Krankenkaſſen könne man nicht
wünſchen. Die Regierung ſage, man wolle es der Sozial
demokratie unmöglich machen, die Kaſſen parteipolitiſch aus-
zunutzen. Hier und da möge ein ſolcher Mißbrauch ſtattge-
funden haben, aber die Gerechtigkeit erfordere es, an
zuerkennen, daß die von Sozialdemokraten ver-
walteten Kaſſen in ihren Leiſtungen nicht
zurückſtehen gegen andere Krankenkaſſen.
Einer Ausnutzung zu parteipolitiſchen Zwecken würde ein
wirkſamer Riegel vorgeſchoben werden, wenn für die Ver
treterwahl die Verhältniswahl feſtgeſetzt würde.
Dann würde es einer Rückwärtsrevidierung der Verſiche-
rungsgeſetze nicht bedürfen. Die Arbeiter legen
Wert darauf, daß ihnen von den gewährten
Rechten nichts genommen wird.“

Die Motive zu der Reichsverſicherungsordnung mußten
zugeben, daß die Suche nach Beweismaterial für die Behaup-
tung des politiſchen Mißbrauchs durch die Arbeiter in den
Krankenkaſſen fruchtlos war. Bei den vom Reichsamt des
Jnnern veranlaßten Beſprechungen mit Vertretern der Kaſſen
ſtellten auch Arbeitgeber darunter bekannte Scharf-
macher das Vorhandenſein parteipolitiſcher Mißbräuche
innerhalb der Verwaltung ihrer Kaſſen „nachdrücklich in
Abrede“ (Motive S. 119).

Trotzdem ſchlug die Regierungsvorlage vor, die Ar
beiter dadurch zu entrechten, daß die Unternehmer und Ar-
beiter je die Hälfte der Beiträge leiſten und an der Ver-
waltung guch je zur Hälfte beteiligt ſein ſollten. Ferner ſollte
danach die Aufſichtsbehörde einen Vorſitzenden beſtellen,
wenn Arbeitgeber und Arbeiter ſich über die Wahl nicht einig-
ten. Endlich ſollte der Schutz gegen Uebergriffe der Auſſichts
behörde durch das Verwaltungsſtreitverfahren fortfallen. Dieſe
Vorſchläge ſtießen auf den lebhafteſten Widerſpruch bei Arbeit-
gebern und Arbeitern ohne Unterſchied ihrer politiſchen Rich-



tung. Der Krankenkaſſenkongreß, der vom N. bis
19. Mai 1909 in Berlin tagte, wendete ſich einſtimmig
gegen die geplante Verſchlechterung. Auf dieſem Kongreß
wendete auch der Abgeordnete Giesberts ſich ganz im
Sinne ſeiner Neuſſer Ausführungen gegen die von der Regie
rung verſuchte Beeinträchtigung der Selbſtverwaltung. Der
Zentrumsabgeordnete Becker ließ ſich in die Kommiſſion zur
Bekämpfung des Regierungsvorſchlages wählen. Auch in der
erſten Leſung im Plenum wendete ſich das Zentrum gegen den
Angriff auf das Selbſtverwaltungsrecht der Kaſſen und der
Arbeiter.

Anders in den Schlußabſtimmungen in der
Kommiſſion. Dort verſchrieb ſich der Arbeiterſekretär der
chriſtlichen Gewerkſchaften, Becker, mit Haut und Haaren
dem Verlangen der nationalliberalen und konſervativen Scharf-
macher, das dahin ging: die Arbeitgeber zwar nach wie vor
nur ein Drittel der Beiträge zahlen zu laſſen, aber ſie und
die Aufſichtsbehörde zu unbeſchränkten Herrſchern der Kranken-
kaſſenverwaltung zu machen. Demgemäß wurde beſchloſſen:

1. Der Vorſitzende des Vorſtandes muß die Mehrheit
der Stimmen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer im Vor-
ſtand haben. Kommt dieſe Mehrheit in zwei Sitzungen nicht
zuſtande, ſo beſtellt das Verſicherungsamt einen
Vorſitzenden. Es darf nur mit Zuſtimmung der Mehrheit der
Arbeitgeber einen Arbeitnehmer und nur mit Zuſtimmung der
Gruppe der Arbeiter einen Arbeitgeber zum Vorſitzenden be-
ſtellen. (S8 340, 341.)

2. Stellvertreter des Vorſitzenden wählt jede Gruppe
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer für ſich. (S 342.)

3. Bei den Landkrankenkaſſen wählt die Vertre-
tung des Gemeinde verbandes den Vorſivenden, ſo-
wie die anderen Mitglieder des Vorſtandes, die zu einem
Drittel beteiligte Arbeitgeber, zu zwei Dritteln Verſicherte ſein
müſſen. (S 343.)

4. Die Beamten und Angeſtellten der Kaſſe ſollen
nur durch übereinſtimmende Beſchlüſſe beider
Gruppen im Vorſtande beſtellt werden. Erfolgt keine Eini-
gung, ſo kann die Anſtellung beſchloſſen werden, wenn mehr
als zwei Drittel der Anweſenden dafür ſtimmen. Ein
ſolcher Beſchluß bedarf aber der Beſtätigung durch das
Verſicherungsamt. Die Beſtätigung darf auf Grund von Tat-
fachen verſagt werden, die darauf ſchließen laſſen, daß dem
Vorgeſchlagenen die erforderliche Zuverläſſigkeit,
insbeſondere für eine unparteiiſche Wahr-
nehmung ſeiner Dienſtgeſchäfte, oder Fähigkeit fehlt.
Kommt kein Anſtellungsbeſchluß zuſtande oder wird die Beſtäti-
jung verſagt, ſo beſtellt das Verſicherungsamt
auf Koſten der Kaſſe die für die Geſchäfte der
Stelle erforderlichen Perſonen. Dieſe Perſonen
kann das Verſicherungsamt nach einem Jahre definitiv an
ſtellen. (S8 361 a, 361 b.)
5. Ein Verwaltungsſtreitverfahren gegen Ein-

riffe der Aufſichtsbehörden ſoll fortfallen; es iſt nur ein-
ache Beſchwerde vom Verſicherungsamt an das Oberverſiche

rungsamt zuläſſig, mit andern Worten: diejenigen Behörden,
gegen deren Eingriffe oft erfolgreich Klage im Verwaltungs-
ſtreitverfahren erhoben war, entſcheiden jetzt definitiv.

Es hat alſo die Kommiſſionsvorlage noch weit tiefere Ein-
griffe in die Selbſtverwaltung, und zwar ohne jede Kompen-
ſation, getan, als ſie die Regierungsvorlage mit der Kompen-
ſation vorſchlug, daß die Arbeizgeber die Hälfte der Beiträge
zahlen ſollten.

Wer Vorſtandsmitglied der Kaſſe iſt, iſt nicht nur für die
HKrankenverſicherung, ſondern auch für die übrigen Zweige
der Verſicherungsgeſetzgebung von großer Erheb-
lichkeit. Es werden nämlich die Beiſitzer beim Verſiche-
rungsamt (Verſicherungsvertreter) von den Vorſtandsmit-
gliedern der Krankentaſſen und die Beiſitzer bei dem Ober-
verſicherungsamt von den Verſicherungsvertretern bei
zen Verſicherungsämtern, die Beiſitzer beim Reichs-
verſicherungsamt wiederum von den Verſicherungsver-
tretern bei dem Oberverſicherungsamt gewählt. Dieſe vielfache
Siebung und indirekte Wahl ſoll zur Folge haben, daß nur der
Bureaukratie und dem Unternehmertum genehme Vertreter ge-
wählt werden. Die Vornahme einer direkten und geheimen
Wahl für alle Kaſſenorgane und für die Verſicherungsvertreter
bei dem Verſicherungsamt, Oberverſicherungsamt und Reichs-
verſicherungsamt hat vor dem Kartell zur Verſchlechterung der
Verſicherungsgeſetzgebung keine Gnade gefunden.

Die angeführten ungeheuren Eingriffe in die Rechte der
Arbeiterklaſſe machen eine energiſche Auflehnung gegen die ge-
plante Unbill zur Notwendigkeit.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 11. April 1911.

Der Berliner Wahlſieg.
69 872 Stimmenl

Der ſozialdemokratiſche Wahlſieg im 4. Berl. Reichstagswahl
kreiſe iſt mit der Sicherheit eingetreten, mit der er allerſeits er
wartet wurde. Das Mandat des verſtorbenen Genoſſen Singer
haben die Berliner Parteigenoſſen mit einer würdigen Stim
menzahl in die Hände des Genoſſen Otto Büchner gelegt.
Die Meldung beſagt: Abgegeben wurden 73 320 Stimmen;
davon erhielten Kaſſenbeamter Otto Büchner 69872 Stim
men, Graf Oppersdorf (Zentr.) 1827, Nowicki (Pole)
718, zerſplittert und ungültig 890.

Die Wahlbeteiligung war gegenüber 1907 ſchwächer, da die
bürgerlichen Parteien keine Gegenkandidaten aufgeſtellt hatten
und demgemäß auch von einem Wahlkampfe nicht die Rede war.
1907 erhielten: die Sozialdemokratie 82 039, der Freiſinn 15 749,
die konſervative Partei 6601, das Zentrum 2708 Stimmen. Die
Gegner können alſo jubeln, daß zum erſtenmale bei einer Nach-
wahl die ſozialdemokratiſchen Stimmen „zurückgegangen“

aber ſie werden es bleiben laſſen, um ſich nicht zu
blamieren.

Die Sozialdemokratie kann auf ihre gute Organiſation und
ſtramme Parteidisſgiplin ſtolz ſein, Tatſachen, die es zuwege
brachten, daß ſelbſt in einem unbeſtrittenen Wahlkreiſe ohne
Kampf und Leidenſchaft 70 009 Sozialdemokraten ihre politiſche
Pflicht erfüllten. Da zur Eroberung und Behauptung der poli

nicht ein flugſandartig zuſammengewürfelter
Wählerhaufen, ſondern eine feſte Organiſation geſchulter,
pflichtbewußter und zuverläſſiger Parieimitglieder gehört,
können wir mit guten Hoffnungen in die Zukunft ſchauen.

ſind;

rtiſche n Mach

S umme „Geſetzgeber“.
Jm oberſchleſiſchen Wahlkreiſe Kreuzberg-Roſenberg haben

die Konſervativen an Stelle des Fürſten zu Hohenlohe-
Oehringen, der den Wahlkreis ſeit 1893 im Reichstage
„vertreten“ hat, einen anderen Kandidaten aufgeſtellt. Damit
iſt nicht geſagt, daß Hohenlohe-Oehringen etwa die edle Ab-
ſicht habe, für den Reſt ſeiner Tage von ſeinem aufopfernden
politiſchen Wirken auszuruhen; es wird mitgeteilt, daß er
„nur“ für Kreuzburg-Roſenberg eine neue Kandidatur abge-
lehnt habe. Der oberſchleſiſche „Edelſte und Beſte“ wird alſo
vielleicht von neuem Gelegenheit finden, im Reichstage
weiter zu ſchweigen, eine Kunſt, die er mit ſeltener
und unerſchütterlicher Beharrlichkeit in den 18 Jahren ſeines
politiſchen Wirkens geübt hat.

Jm ührigen hat er nicht einmal das Verdienſt, eine ſeltene
Ausnahme zu ſein. Außer ihm ſind noch fünf andere „Volks-
vertreter“ vorhanden, die ſeit 1893 ununterbrochen das M. d. R.
auf ihrer Viſitenktarte führen und im Reichstage bis auf den
heutigen Tag ohne Wort und Rede geblieben ſind. Es handelt
ſich um drei konſervative Leuchten: den Amtsrat Mertz für
Eumbinnen-Jnſterburg, den Oberamimann Rother für Ohlau-
Nimptſch und den Gutsbeſitzer Will für Stolp-Lauenburg.
Ebenſo ſchweigt für Bitterfeld- Delitzſch der freikon-
ſervative Rittergutsheſiher Bauermeiſter und für Falken-
berg-Grottkau der Zentrumslandwirt Hubrig.

Die meiſten der ſtandhaften Schweiger haben natürlich die
Hoffnung, im nächſten Reichstage weiter ſchweigen zu können.

Das Stichwahlprogramm des Herrn Pachnicke.
Jn der Voſſiſchen Zeitung, die zum Verkauf ſteht und dem-

nächſt wahrſcheinlich in den Beſitz einer rechts nationalliberalen
Gruppe übergehen wird, bettelt der liberale Abgeordnete Dr.
Pachnicke die Konſervativen um Stichwahlhilfe an. Steht
der Liberale in der Stichwahl mit der Rechten, ſo darf er,
meint Pachnicke, auf die ſozialdemokratiſche Unterſtützung
zählen. „Wie aber, wenn der Liberale mit dem Sozialdemso-
kraten in Stichwahl kommt und nun auf die Stimmen von
rechts angewieſen iſt?“ Um den Beweis zu liefern, daß er
und ſeine Geſinnungsfreunde das Vertrauen der oſtelbiſchen

Junker verdienen, beteuert Pachnicke, daß er durchaus verſtehe,
wie die Konſervativen zu ihrer Drohung gekommen ſind, einem
Liberalen in der Stichwahl keine Stimme zu geben. Dieſe Er
flehung konſervativen Schutzes kleidet er in ſcharfe Angriffe
gegen liberale Abgeordnete, die gewagt haben, dem Liberalis
mus eine Kampfſtellung gegen rechts zu empfehlen. Er ſchreibt:

Dieſe Erbitterung iſt pſychologiſch begreiflich, nachdem ſich
ſeit faſt zwei Jahren der Kampf faſt ausſchließlich gegen
rechts gerichtet hat, und nachdem Perſönlichkeiten, die freilich
mehr Aeſtheten als Politiker ſind, Stichwahlparolen zur Un
zeit und ohne jede Spezialiſierung ausgegeben haben. So ſehr
ſich indes die Konſervativen hierdurch zum Gegenſchlag ge-
reizt fühlen mögen, ſo wenig dürften die Klügeren unter
ihnen vergeſſen, daß Wähler keine Maſchinen ſind, und daß
ihre Partei, wenn ſie ſolche Praxis übte, für alle Zeit das
Recht verwirkt hätte, ſich als eine Bekämpferin der Sozial-
demokratie hinzuſtellen.

Das Berliner Tageblatt ſchüttelt Herrn Pachnicke energiſch
ab, der offizielle Liberalismus wird aber die Herzensoffen
barung Pachnickes gleichfalls nicht überſehen dürfen. Ueber
die Stellungnahme des Liberalismus zu ſozialdemokratiſch-
konſervativen Stichwahlen ergeht ſich Dr. Pachnicke in rätſel-
haften Aeußerungen. Stichwahlhilfe, meint er dabei, iſt eine
Zweckmäßigkeitsfrage, was nicht ausſchließt, daß ſie auch eine
Anſtandsfrage bleibt. Herr Dr. Pachnicke iſt im Wahlkreiſe
Parchim-Ludwigsluſt gewählt, von 19391 abgegebenen Stim-
men erhielt der Konſervative 7438, Pachnicke 6181, der Sozial
demokrat 5761 Stimmen. Jn der Stichwahl erhielt Pachnicke
10 315 Stimmen, auf den Konſervativen entfielen 8662 Stim
men. Mit den Stimmen der Sozialdemokratie zog Pachnicke
in den Reichstag ein. Nach dem von ihm aufgeſtellten Richt-
linien dürfte Dr. Pachnicke weder aus Zweckmäßigkeits- noch
e Anſtandsgründen kaum wieder in den Reichstag ein-
ziehen.

Lacht, lacht, lacht!
Denn es wird immer heiterer in Preußen. Bei einer An

ſammlung auf der Straße hat ſich ein „Untertan“ ſoweit ver-
geſſen, zu lachen, weil es einem eifrigen Schutzmann nicht
gelang, eine beabſichtigte Verhaftung mit Erfolg zum Abſchluß
zu bringen. Der verbrecheriſch lachen de Untertan erhielt für
ſeinen Frevel gegen die geheiligte Autorität eines hochwohllöb-
lichen preußiſchen Schutzmannes ein Strafmandat. Und
das königlich preußiſche Kammer gericht krönte als höchſte
Jnſtanz das Werk, indem es das Strafmandat für „recht s
gültig“ erklärte, „weil ein Lachen, beſonders, wenn es ſich
fortpflanze, die öffentliche Ordnung gefährden
könne“!

Prächtigl Unübertrefflich! Wir Sozialdemokraten wollen
bekanntlich immer „die öffentliche Ordnung gefährden“ und
„die Autorität untergraben“ alſo lachen wir, lachen wir!

Deutſches Reich.
Jm Zeichen der Grenzſperre. Auf eine Eingabe des Bun

des der Viehhändler Deutſchlands an den preußiſchen Land-
wirtſchaftsminiſter, die Einfuhr mageren däniſchen Weideviehs
zur Mäſtung zu geſtatten, hat der Miniſter nach einer Mel-
dung aus Eſſen ablehnend geantwortet. Es bleibt alſo
bei der hermetiſchen Grenzſperre.

Bülow beſtätigt. Vor einigen Tagen hat die Tägliche
Rundſchau die Nachricht verbreitet, daß Fürſt Bülow die Ab-
ſicht gehabt hat, dem Blockreichstag ſofort bei ſeinem Zu-
ſammentritt die Steuergeſetze zu unierbreiten. Eine Korre-
ſpondenz wandte ſich darauf an Bülow, erhielt von dieſem
aber die Antwort:

„Jch möchte auch jetzt nicht aus der Zurückhaltung heraus-
treten, die ich mir ſeit meinem Rücktritt auferlegt habe.“

Natürlich erblickt das alldeutſche Blatt darin eine Beſtätigung
ſeiner Nachricht, was ja ſtimmen dürfte.

Baſſermann-Konkurrenz. Nach einer Meldung aus Trier
hat die Zentrumspartei beſchloſſen, dem Kandidaten Baſſer
mann in Saarbrücken einen Arbeiterkandidaten der Köl-
ner Richtung entgegenzuſtellen.

Bei der Hauptwahl 1907 wurden im Kreiſe Saarbrücken
20 334 nationalliberale, 19 183 Zentrums und 2922 ſozial-

Die Sadduzäer von Amlterdam.

Novelle von Karl Gutzkow.

1] Nachdr. verb.Glückliche Juden, die ihr einſt zwiſchen Hollands Poldern
und Deichen euer Aſyl ſuchtet! Habt ihr irgendwo in der
Fremde euer Paſſahlamm in ſolcher Ruhe genoſſen und zu den
Laubhütten ſoviel Zweige von den Bäumen brechen dürfen, als
an dem Meerbuſen von 9? So luſtig rauchten nirgends eure
Schornſteine bei der Paraskeue am Vorabend des Sabbats;
ſo reich verbrämte Talare durften die Männer, ſo ſchwere gol-
dene Ketten und Ohrgehänge eure Frauen nur in Amſterdam
tragen! Die Holländer fürchteten ſich weder vor eurem Gelde,
noch vor euren Bärten, noch vor euren ſchönen Töchtern, noch
vor Jehova, der ſich prächtige Tempel in ihrem Lande bauen
laſſen durfte und mit Wachskerzen, allerlei unartitulierten
Tönen, ja ſelbſt mit recht unduldſamen, ketzerſüchtigen und
orthodoxen Prieſtern und Leviten verehrt wurde!

Es war in der erſten Hälfte des ſiebzehnten Jahrhunderts,
in einer der Straßen, die von dem großen Kai zu Amſterdam
auslaufen, in einem ſtattlichen Hauſe, das ſich vor niemand
verſteckte, aber ſchon ſpät, bei eingebrochener Nacht, daß viel-
leicht die ſorgſamſte und ehrwürdigſte der jüdiſchen Mütter
mit dreien von ihren Söhnen zuſammenſaß. Welch eine pracht-
volle Umgebung! Welche ſonderbare Verbindung des orien-
taliſchen und holländiſchen Geſchmacks! Jn Vorhängen, Sofas,
Rauchpfannen der weitfaltige, elaſtiſche, ſinnliche Orientalis-
mus, in allem übrigen Zubehör eines großartigen Geſell-
ſchaftszimmers die nette, barocke, chineſiſche Eleganz des Hol-
länders! Frau Eſther aber wechſelte mit ihren Söhnen jene
zärtlichen, ſorglichen Reden und Blicke, welche nirgends ſo treu
gemeint find und wie vom beklommenen Herzen kommen, als
im Schoß einer Judenfamilie. Sie iſt vielleicht egoiſtiſch, kalt
gegen andere, die Familienzärtlichkeit der Juden, aber ſie iſt
voll Hingebung und Aufopferung für die ihrigen.

Sie waren alle erſt vor kurzem aus Portugal eingewandert.
Eliefer ſchrieb, das Haupt auf den linken Arm geſtützt, in die
alte Heimat und rückte ſich die Kerzen auf dem Tiſche immer
näher; Joel wog portugieſiſche Münzen mit einer kleinen
Goldwage und trug den Betrag ſorgfältig in ein Buch ein,
worin er dann das Gewicht, in holländiſchen Münzen ausge-
ſprochen, berechnete; Ruben, der jüngſte, ein etwa zwölf-
jähriger Knabe mit glänzenden Augen, ſang luſtige Lieder vonen Rebenufern des Tajo; Eſther aber neigte ſich zu jedem,
Hlickte bald in Elieſers Brief, lauſchte bald auf das Zünglein
in Joels Goldwage, bald ſtrich ſie Rubens lockiges Haar und
küßte den treuen Mund, der ſo ſchöne Weiſen nicht vergeſſen
hatte. Das iſt die Mutter des Hebräers, ſie will jedem ihrer
Söhne das ganze Glück, die längſten Jahre, die ſchönſte Braut

und die reizendſten Kinder ſchenken; ſie iſt mit einer Liebe
immer ungerecht gegen die anderen und liebt ſie doch alle.

Nun aber Elieſer ſeinen Brief und Joel ſeine Goldwage zu-
ſammenſchlug, fühlte Eſther, wie ihr gleichſam zwei Sorgen
vom Herzen fielen, und ſchnell (anders konnte ſie nicht leben)
griff ſie nach einer neuen. Achl! ſie lag ihr nicht fern. Eſther
ſeufzte, und ihre Sohne verfſtanden ſie, ſo daß ſelbſt Ruben
ſchwieg und die Hand ſeiner Mutter küßte. Lange blickten ſie
ſtumm vor ſich hin, bis es der älteſte wagte, der Mutter die
Laſt einer ſchmerzlichen Frage vom Herzen zu nehmen, und
leiſe vor ſich hinſprach: „Wird Uriel dieſe Nacht wieder aus-
bleiben Uriel war von Eſthers vier Söhnen der dritte. Sie
warf ſich unmutig auf ihren Seſſel, dann ermannte ſie ſich und
fragte Elieſer, ob er nirgends von Uriel eine Spur gefunden
„Jch ſprach Jochai, unſern Vetter“, antwortete Elieſer; „er
traf ihn einige Stunden von Amſterdam in einer beſſeren
Stimmung als ſonſt, ſogar mit dem Enitſchluſſe, bald in die
Stadt zurückzukehren.“ Eſther traute dieſen Worten nicht;
denn ſie ſelbſt hatte ſich nicht geſcheut, die Unwahrheit zu reden,
wenn ſie damit den Jhrigen etwas Liebes zu erweiſen wußte.
Sie bielt abwehrend die Hand gegen Elieſer und ſprach:
„Täuſche mich nicht, Lieber; ich weiß es, daß er die Seinen
flieht, weil ſeine Liebe zu Jehova täglich mehr erkaltet. O,
was hoffte ich von dieſem Sohn! Aufgezogen iſt er in allen
Wiſſenſchaften, welche der menſchliche Geiſt nur erdenken kann;
jedes Beiſpiel ühertraf ſein Wandel, er erreichte früh, was
andere erſt durch den Verluſt ihrer beſten Jahre erkauften; er
hat den Mut gehabt, uns alle dem Glauben unſerer Väter
wieder zurückzugeben, nachdem wir gezwungen geweſen waren,
ihn abzuſchwören, und jetzt wendet ſich bei ihm alles wieder
den alten Jrrtümern zu, ſeine Tugend ſetzt Roſt an, ſein Herz
iſt verſtockt, er verläßt ſeine Mutter und ſeine Brüder. Wo
wird er wandeln? Jn den Beichtſtühlen der Chriſten, in ihren
Tempeln, bei ihren Prieſtern wird er ſich Belehrung holen und
unſer Leben wird er elend machen.“

Joel wollte ſeinen Bruder in Schutz nehmen und die Mutter
tröſten. „Wie du Uriel nur ſo kränken magſt?“ ſagte er, „denn
dein Verdacht iſt ohne Grund. Er hängt an uns mit ganzer
Seele und achtet ſeinen Glauben hoch. Aber verſtimmt iſt er;
was hat er um unſertwillen nicht alles aufgeben müſſen! Er
iſt ein gelehrter Moann, der es ſchmerzlich erträgt, daß er mit
ſo vielen Jrrtümern zu kämpfen hat, die in den Wiſſenſchaften
verbreitet ſind.“ „Ja,“ ſetzte Elieſer hinzu, „er war von je
ein Träumer und quälte ſich mit dem Loſe des Menſchen-
geſchlechts. Er möchte die Welt glücklich machen und alle menſch
lichen Weſen verhindern, daß ſie ſich ſelbſt durch Verbrechen im
Lichte ſtehen. Das treibt ihn hinaus in die Einſamkeit, wo
ihn die Berührung unſeres eigennützigen Rennens und Trei-
bens nicht ſtört. Wir wollen darum nicht übel von ihm denken.“

Eſther winkte zweifelnd und ſprach: „Wäre es ſo! Doch
wißt ihr ja, was die Weiſen in der Synagoge' n ihm denken.

l

Er vermeidet ihren Umgang, und wann er einen trifft, ſo
disputiert er. Der alte Ben Akiba Rabbi ſagte mir wohl, daß
ſchon ein langes Verzeichnis aller der Jrrtümer, die er im
öffentlichen Geſpräch geäußert, aufgeſetzt ſei, und ihm bei
fernerem Verharren dabei ein ſchreckliches Schickſal bevorſtünde.
Ja, iſt es nicht erwieſen, daß er zweien Chriſtenmännern,
welche geſonnen waren, in den Schoß der alten Kirche zurück-
zukehren, von ihrem Vorhaben abgeraten hat? Kann es ein
deutlicheres Zeichen geben, daß er ſelbſt ſeinen Schritt bereut!“

„O, leg ihm das beſſer aus!“ bat der zweite Bruder; „wie
ſehr auch jene Abmahnung mit ſeiner eigenen Handlungsweiſe
im Widerſpruche zu ſtehen ſcheint, ſo beſcheide ich mich doch,
daß ich zu ſchwach bin, ſeine Abſichten zu faſſen. Wir ſind alle
nicht imſtande, uns in den Zuſtand ſeiner Seele zu verſetzen.
Er iſt uns an Geiſt, Kenntniſſen, ja ſelbſt an Erfahrung in
jedem Stück überlegen.“ „Auch mag ſeine Liebe zu Judith
Manaſſe,“ fiel Eſther ein, „dazu beitragen, ſeine Gedanken
etwas in Unordnung zu bringen. Da aber ſeine Bewerbungen,
wie ich höre, günſtig ausfallen, ſo kann es nicht fehlen, daß er
bald in ſeine gewohnte Stimmung zurückktehrt.“

Hier richtete ſich Eſther langſam auf und ſah ihre Söhne mit
durchbohrenden, faſt geſpenſtiſchen Blicken an. „Judith Ma-
naſſe?“ ſagte ſie feierlich, „ich ſchwöre euch bei dem ewigen
Gott, die wird ihn zugrunde richten. Die Launen dieſes ſonder
baren Mädchens können Uriels Phantaſie wohl eine Zeitlang
beſchäftigen, aber er wird ihres Weſens bald müde werden
und wie ein Verzweifelter untergehen dann reißt er mich und
euch und ſeine Schweſter ins Grab nach; der große Gott, der
jede Nacht zu mir im Traume ſpricht, ließ mich dies ſchon alles
deutlich vorausſehen. Jch träumte, ihr waret noch alle ſehr
jung, und ich führte euch hinaus in die Berge von Porto. Wie
wir da ſo einſam waren, erhellte ſich plötzlich die Gegend, und
ein wunderbares Schloß ſtand vor uns, in Sonnennebel ein
gehüllt und drinnen wie von tauſend Sonnen erleuchtet. An
dem Tor aber ließ ſich eine herrliche Frau in himmelblauem
Kleide blicken, die rief euch mit ſchmeichelnden Worten zu, bei
ihr einzutreten. Aber nur Uriel verſtand, was ſie ſprach. Er
eilte zu ihr hin, und ſie ſchloß ihn in ihren Arm. Doch nun
währte es nicht lange, ſo hörte ich aus dem Schloß ein kläg
liches Wehklagen; es war Uriels Stimme, der bald auf der
höchſten Zinne erſchien und flehend, wie im letzten Todes
kampf, ſeine Hände nach uns ausſtreckte. Er rief: „Mutter,
Joel, Elieſer, Ruben!“ der doch damals noch nicht geboren war.Ich woilte ihm zu Hilfe eilen, aber im Augenblick verſchwand
das Schloß, und ich hörte nichts mehr als ſein Rufen, das
immer herzzerſchneidender wurde. Jn meiner fürchterlichen
Angſt lief ich der Stimme nach, aber ich ſah nichts, bis es
Nacht wurde und ein jäher Abgrund mir und euch das Leben
nahm.“

Fortſetzung folgt.
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demokratiſche Stimmen abgegeben. Jn der Stichwahl ent
fielen 22668 Stimmen auf den nationalliberalen und 21 220
Stimmen auf den Zentrumskandidaten.

Anagrchiſtenverfolgung. Der Redakteur des Berliner
Anarchiſtenblattes Der freie Arbeiter, Johann Rahy, wurde
von der Strafkammer wegen Aufforderung zum Ungehorſam
gegen die Geſetze“, begangen in einem Artikel über die Moga-

biter Krawalle, zu vier Monaten Gefägnis
verurteilt. Der Staatsanwalt hatte nur 500 Mk. Geldſtrafe
beantragt.

Frankreich.
Unruhen auf Korſika.

Paris, 11. April. Wie von der Jnſel Korſika gemeldet
wird, herrſcht dort eine lebhafte Agitation. Geſtern ver-
ſammelten ſich mehr als 6000 Perſonen auf den Straßen,
um gegen das von der Kammer ausgearbeitete Projekt, ins-
beſondere gegen den Bau einer Eiſenbahnlinie nach Sartene zu
proteftieren. Die Manifeſtanten, welche die korſiſche National-
flagge mit ſich führten, begaben ſich nach der Statue des Helden
der Unabhängigkeit der Jnſel, Pascal Paoli, und legten dort
einen Kranz nieder. Jm Verlauf der Demonſtration wurden
die Rufe laut: „Hoch das freie Korſikal! Hoch das unabhängige
Korſika!“ Man befürchtet, daß die Erregung eine weitere Aus-
dehnung annimmt und daß der am 24. April in Ajazzio ſtatt
findende Proteſtkongreß für die franzöſiſche Regierung ſehr un
angenehme Zwiſchenfälle haben wird.

Italien.
Der regierungsfähige Reviſionismus.

Jn der Fortſetzung der Debatte in der Deputierten-
kammer über das Regierungsprogramm erläuterte Biſſo-
lati die Gründe, warum er nicht in das Kabinett eingetreten
ſei, und befſtritt, daß er ſich infolge der Anſchuldigungen der
klerikalen und der konſervativen Preſſe über die Entwicklung
der Kriſe zurückgezogen habe oder infolge einer Meinungsver-
ſchiedenheit ibber das Regierungsprogramm. Er ſei im Gegen-
teil ein Anhänger des Programms von Giolitti, das auch das
Programm der Sozialiſten ſei. Er und ſeine Freunde würden
energiſch für das allgemeine Stimmrecht eintreten. (Beifall.)
Miniſterpräſident Giolitti führte aus, die Bedeutſamkeit
des Regierungsprogramms ſei allgemein anerkannt. So oft er
an der Spitze der Regierung geſtanden habe, hätte er ſtets eine
liberale Politik befolgt. Als im Jahre 1904 der Generalſtreik
die Gefahr einer ſtarken Reaktion zeitigte, habe er dagegen
Widerſtand geleiſtet und ſein Vertrauen zu dem Regime der
Freiheit bewahrt. (Lebhafter Beifall.) Aber wenn man den
Triumph der Reaktion verhindern wolle, müßte man dem Lande
beweiſen, daß man die Freiheit mit der Ordnung vereinen
könne. Staatsmänner müßten ſich leiten laſſen von den Be
dürfniſſen der Zeit, in der ſie leben und wirken. (Lebhafte Zu
ſtimmung und Beirfall.) Weiterhin wies Giolitti den Vorwurf
zurück, daß man bei der Löſung der Miniſterkriſe verfaſſungs-
widrig verfahren ſei; er bedaure, daß Biſſolati keine verant
wortungsvolle Stelle habe übernehmen wollen, und wundere
ſich, daß einige liberale Redner Beſorgnis darüber hätten
äußern können, daß er ſich an die ſozialiſtiſche Gruppe gewandt
habe, um ſo mehr, als die ſozialiſtiſche Partei ihr Programm
merklich gemildert habe und Karl Marx in die Rumpelkammer
geworfen ſei. (1) (Lebhafter Beifall auf der Rechten und im
Zentrum. Zwiſchenrufe auf der äußerſten Linken.) Nicht ver-
faſſungsmäßig ſeien die Regierungen, die im Parlament keine
Mehrheit hätten, und wahre Mehrheiten ſeien die, die ſich um
Jdeen, nicht um Perſonen ſcharen. (Lebhafter Beifall.) Das
Problem, das allen andern vorangehe, ſei das allgemeine Wahl
recht. Die Aufgabe und der Ruhm der gegenwärtigen Kammer
werde es ſein, dieſer Reform ihre Zuſtimmung zu geben. An
dauernder und lebhafter Beifall auf der Linken; viele Depu-
tierte beglück wünſchten Giolitti.) Sodann erfolgte die nament
liche Abſtimmung über die von Giolitti angenommene Tages-
ordnung Carcano, die die Erklärungen Giolittis billigt. Sie
wurde mit 340 gegen 88 Stimmen bei 8 Stimmenthaltungen
angenommen. Hierauf vertagte ſich die Kammer bis zum
9. Mai.

Türkei.
Verſchlimmerung der Lage in Albanien.

Saloniki, 10. April. Alle hier eingelaufenen Meldungen
laſſen keinen Zweifel mehr darüber aufkommen, daß die Auf-
ſtändiſchen, unterſtützt von montenegriniſchem revolutionären
Militär und geführt von montenegriniſchen Offizieren, die
türkiſchen Truppen im ganzen Gebiet zwiſchen Tuzi und
Caſtrati vollſtändig geſchlagen und ſich in den Beſitz
von Munition und Proviantwagen geſetzt haben und nunmehr
auf Skutari zu marſchieren, wo bereits unter der Bevölkerung
große Aufregung herrſcht. Die von Konſtantinopel erwarte-
ten Truppenverſtärkungen treffen nur langſam und in un
genügender Menge hier ein. Die jüngſte große Nieder-
lage der türkiſchen Truppen bei Tuzi wird von
allen Seiten beſtätigt. Der Kampf dauerte von früh bis
abends. Die Türken waren ausgezeichnet bewaffnet, hatten
auch einige Geſchütze zur Verfügung, jedoch hatten die Alba-
neſen ſehr gute Poſitionen inne und kämpften ſehr tapfer, ſo
daß die Türken zurückgeſchlagen wurden. Die Albaneſen er-
oberten neuerdings Detſchitſch und alle früheren Poſitionen
unweit des Forts Schiptſchaine.

Paris, 11. April. Echo de Paris meldet aus Konſtantinopel
Die Aufſtändiſchen haben die Stadt Kruplik, 2 Kilometer von
Skutari, wiederum beſetzt. Die türkiſchen Truppen befinden ſich
zwiſchen zwei Feuern. Gerüchtweiſe verlautet, die türkiſche Re
gierung werde an Montenegro ein Ultimatum ſtellen.

Marokko.
Mulay Hafid in Nöten.

Madrid, 10. April. Meldungen aus Fe z zufolge, iſt die
Lage andauernd ſehr kritiſch. Die Angriffe der Rebellen
wiederholen ſich in kurzen Zwiſchenräumen. Die Truppen
des Sultans ſind erſchöpft und müſſen ſich, wenn ſie nicht
bald verſtärkt werden, dem Feinde ergeben. Der letzte Er-
folg der ſcherifiſchen Truppen iſt der Haltung der franzöſiſchen
Miſſion zuzuſchreiben.

Die ſpaniſchen Rüſtungen
Madrid, 10. April. Das geſamte ſpaniſche Geſchwader iſt

in Cadix vereinigt und nach Marokko fahrbereit. Der
Dampfer Cataluna transportiert 400 MarineJnfanteriſten
von Ferrol nach Cadir, dort werden nächſter Tage 1500 Mann
mit Feldgeſchützen nach Larache abfahren. Die Truppenver-
ſchiebungen ſind allgemein. Aus dem Norden und dem Zen-
trum marſchieren ſie nach dem Süden, um die Garniſonen zu
vervollſtändigen, die infolge der Schiebungen nach Afrika ent-
blößt ſind.

Mexiko.
Ein Geheimvertrag mit Japan?

Neuyork, 10. April. Die Sun enthält eine Darlegung,
der zufolge es Botſchafter Wilſon gelungen ſei, einige Stunden
lang einen Geheimvertrag zwiſchen Mexiko und Japan
zu bekommen, welcher photographiert worden ſei. Darauf
ſei Wilſon ſofort nach Waſhington geeilt und habe die Photo-
graphie gezeigt. Mexiko ſei geneigt geweſen, Japan Kohlen-
ſtationen in der Magdalenenbay ſowie anderwärts zu geben, es
ſei auch eine Art Offenſiv und Defenſiv-Allianz geplant ge-
weſen. Taft habe die ſofortige Mobilmachung angeordnet,
und Diaz ein Ultimatum geſtellt, binnen ſechs Tagen von dem
ſchon unterzeichneten, aber vom Senate noch nicht ratifizierten
Vertrage zurückzutreten, was auch geſchehen ſei. Die mexi-
kaniſchen Jnſurgenten drohen, die Kohlengruben in Nordmexiko
ſtillzulegen, worauf dann das Feuerungsmaterial für die
Bahnen ſchwer zu erlangen wäre.

Aus der Partei.
Groß- Berliner Generalverſammlung.

ne Generalverſammlung des Verbandes ſozialdemokratiſcher
Wahlvereine Groß-Berlins, die am Sonntag in Kellers Feſt
ſälen tagte, beſchloß nach einem eingehenden Referate des
Parteiſekretärs Gen. Liepmann, dem Beſchluß der Ge
werkſchaftskommiſſion und des Zentralvorſtands von Groß
Berlin beizutreten:

„Zur Bildung eines Maifonds wird vom 1. Mai ab eine
allgemeine freiwillige Sammlung vorgenommen, zu
welcher Marken ausgegeben werden. Die Parteigenoſſen
ſind moraliſch verpflichtet, Maimarken im Betrage von nicht
unter 1 Mk. für Männer und nicht unter 50 Pf. für Frauen
zu entnehmen.“

Jm weiteren ſoll dieſer Fonds noch durch die Beiträge der
in Partei- und Gewerktſchaftsbetrieben Angeſtellten, die den
1. Mai durch Arbeitsruhe begehen können, und ferner durch
die Ueberſchüſſe der Maifeſtfeiern verſtärkt werden.

Ein Antrag auf Herausgabe einer Montagsausgabe
des Vorwärts unter gleichzeitiger des Abonne
meitspreiſes um 10 Pf. für den Monat wurde mit großer
Mehrheit abgelehnt. Die Diskuſſion über den Antrag ge
ſtaltete ſich ſehr lebhaft, da die von der Preßkommiſſion und
von der Geſchäftsleitung aufgeſtellten Ziffern als zu hoch
gegriffen angezweifelt wurden. Gen. Richard Fiſcher konnte
die Befürworter des Antrags leicht widerlegen.

Ein Antrag Eduard Bernſteins, der zur Agitation gegen das
von der Regierung geplante Zweckverbandsgeſetz aufforderte,
wurde der Kommiſſion der Stadt- und Gemeindevertreter
Groß-Berlins überwieſen.

Die von den Delegierten ſtark beſuchte Verſammlung endete
nach vierſtündiger Dauer.

Perſonalien der Parteipreſſe. Jn die Redaktion des Karl s-
ruher Volksfreund tritt an Stelle des Genoſſen Weiß-
mann, der die Leitung des in Freiburg neugegründeten Partei
organs Volkswacht übernimmt, Genoſſe Eugen Kirchpfen-
nig, bisher an der Münchener Poſt, ein.

Gewerkſchaftliches.
Der Töpferverband im Jahre 1910.

Einen recht günſtigen Bericht veröffentlicht ſoeben der Töpfer
verband über das Jahr 1910. Seine Mitgliederzahl, die am
Jahresſchluß 1909 11,060 betrug, ſteigerte ſich bis zum Jahres
ſchluß 1910 auf 11547.

Der Bericht über die Lohnbewegungen, Streiks und Aus-
ſperrungen bemerkt, daß, ſolange eine Töpferorganiſation be
ſteht, in noch keinem Jahre ſo viele Lohnkämpfe wie im
Jahre 1910 ſtattgefunden haben. Es fanden 128 Lohnkämpfe
in 302 Orten in 1067 Betrieben mit 5557 Beteiligten ſtatt.
89 Bewegungen mit 2913 Beteiligten wurden ohne Streik er-
ledigt, desgleichen eine Abwehr mit 65 Beteiligten. An 16 An
griffsſtreiks waren 1281 Mann beteiligt, an 18 Abwehrſtreiks
1108 und an 4 Ausſperrungen 190. 113 Bewegungen mit 4319
Beteiligten endeten mit Erfolg, teilweiſen Erfolg hatten 9 Be-
wegungen mit 115 Beteiligten, 1 Streik war am Jahresſchluß
unentſchieden. Der Geſamterfolg der Bewegungen ſtellt ſich
folgendermaßen Ohne Arbeitseinſtellung erreichten 988 Ar
beiter 2842 Stunden Arbeitszeitverkürzung pro Woche, alſo pro

r

Kopf 2,9 Stunden,
6116 Mk. pro Woche oder pro Kopf 2,25 Mk.
reichten 412 Arbeiter 1152 Stunden Arbeitszeitverkünzung pro
Woche oder pro Kopf 2,8 Stunden, Lohnerhöhungen 1256 Mann

erreichten 2716 Mann
Durch Streik er-

Lohnerhöhungen

2079 Mk. pro Woche oder pro Kopf 1,60 Mk. Sonſtige Ver-
beſſerungen, wie höhere Bezahlung von Ueberſtunden, Sonn-
tags und Nachtarbeit, beſſeres Arbeitsmaterial uſw. erreichten
insgeſamt 4462 Mann. Außerdem wehrten noch 83 Arbeiter
318 Mk. Lohnkürzung pro Woche ab und 1010 Mann ſonſtige
Verſchlechterungen.

Die Geſamtkoſten der Lohnbewegungen und Streiks er-
forderten 122 281 Mk., wovon ein geringer Bruchteil aus den
Lokalkaſſen beſtritten wurde. Tarife wurden im Berichtsjahr
107 für 4551 Mann abgeſchloſſen, darunter 21 erſtmalig, ferner
5 Bezirkstarife. Zurzeit verfügt der Töpferverband über 253
mit den Unternehmern abgeſchloſſene Tarife. Von den ins-
geſamt an den Bewegungen Beteiligten gehörten dem Verbande
5221 an, der chriſtlichen Organiſation waren 11, der Hirſch-
Dunckerſchen 24 und den Lokalliſten 12 angeſchloſſen, ein Be-
weis, daß dieſe Organiſationen ſo gut wie gar nicht für die
Töpferbewegung in Betracht kommen.

Die Geſamteinnahmen des Verbandes betrugen 334 495 Mk.,
die Geſamtausgaben 314 466 Mk. An Beiträgen wurden 54 980
Mark mehr aufgebracht als im Jahre 1909. Von den größeren
Ausgabepoſten, worunter die Streik- und Gemaßregeltenunter-
ſtützung allein aus der Hauptkaſſe 31,4 Prozent der Geſamt-
einnahme erforderte, erwähnen wir noch die Krankenunter-
ſtützung, für die 45 617 Mk. ausgegeben wurden. Die übrigen
Ausgaben erforderten weitaus geringere Summen. Am Schluſſe
des Rechnungsjahres 1910 betrug das Geſamtvermögen des
Verbandes 178 324,17 Mk.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.

Die Ausſperrung im Hamburger Holzge-
werbe macht den übrigen Scharfmachern in Hamburg arge
Kopfſchmerzen. Jnsbeſondere die Werftbeſitzer und der Ver
band der Metallinduſtriellen ſind von dem Gang der Dinge
gar nicht erbaut und möchten den Holzarbeitern unter allen
Umſtänden eine Niederlage beibringen

Die von Berlin nach Hamburg geſchafften Arbeitswilligen
konnten zum großen Teil wieder abgeſchoben werden, zum
großen Teil waren es Leute, die auf allen möglichen „Pennen“
zuſammengeſucht waren und die unter allerhand Verſprechun-
gen nach Hamburg verſchleppt worden ſind. Jetzt ſuchen die
Metallinduſtriellen-Arbeitsnachweiſe in einer ganzen Anzahl
Orte Holzarbeiter nach Hamburg; dieſen muß darum ganz be
ſonderes Augenmerk gewidmet werden. Holzarbeiter Deutſch
lands ſorgt für Fernhaltung des Zuzugs!

An dem Streik auf der Schichau-Werft in Danzig ſind etwa
700 Mann beteiligt, 1300 Werftarbeiter anderer Branchen
ſetzen die Arbeit fort. Es wurde beſchloſſen, daß nur die im
Rumpfſchiffbau direkt beſchäftigten Arbeiter abſtimmen ſollten.
Dieſe haben mit 661 gegen 3 Stimmen den Streik beſchloſſen.

Bezeichnend für die Situation iſt die Teilnahme aller vier
Organiſationsrichtungen am Streik, freie Gewerk-
ſchaften, Hirſch-Dunckerſche, polniſche und chriſtliche.

Kleines Allerlei. An ſchwarzen Pocken erkrankt iſt
auf der Domäne Grongauerhof im Kreiſe Hangau von dem
neuengagierten Perſonal eine Perſon. Grund zu Befürchtung
der Weiterverbreitung beſteht nicht. Während einer
Skifahrt auf dem Grigſaberg ſtürzte ein Einwohner

krtgart namens Arnſtein ab und war augenblick-
ich tot.

nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm
Koenen, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 10 Eeiten.

Kathreiners Malzkaffee iſt das tägliche
Getränk von vielen Millionen Menſchen.

Warum?
Weil Kathreiners Malzkaffee abſolut unſchäd-

lich und wohlbekömmlich für Geſunde
und Kranke iſt.

Weil Kathreiners Malzkaffee kräftig aroma
tiſchen und dauernd angenehmen Wohl
geſchmack hat.

Weil Kathreiners Malzkaffee ſehr ausgiebig
und billig iſt. Ein 10 Pfennig-Paket
gibt 20 Taſſen.

Dex Sehalt machto!
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 87 Halle a. S., Mittwoch den 12. April 1911 22. Jahrg.

Abrüſtungsfragen.

Von Fritz Kunert.
(Genoſſe Kunert ſendet uns folgende perſönliche Erklärung

auf den Artikel des Genoſſen Pannekoek. Red.)
„Jn der 1. Beilage zum Volksblatt in Nr. 85 befindet ſich ein

Artikel unter der obigen Ueberſchrift, der mich zur perſönlichen
Stellungnahme nötigt.

Der Autor belehrt uns darin über den Kapitalismus im all
gemeinen, ſowie über den abſtrakten (gedachten) und wirklichen
Kapitalismus im beſonderen, über den Militarismus, den
Jmperialismus, über die Kolonialpolitik, die hohen Steuern
und die Unzufriedenheit der Maſſen, über die Bourgeoiſie
ſchlechthin und die Notwendigkeit eines prinzipiellen Kampfes
gegen alle bürgerlichen Parteien, auch gegen die Liberalen und
insbeſondere gegen „die liberale Methode“ der weſteuropäiſchen“
Vourgeoiſie.

Kurz, er belehrt uns über alles Mögliche und noch etwas, was
innerhalb der Sozialdemokratie als ſelbſtverſtändlich gilt oder
gelten ſollte und von niemand von uns auf dem linken Partei
flügel beſtritten wird.

Obſchon er nun weit und breit bei dieſen Gegenſtänden haften
blerbt, ſo iſt doch das alles nur Beiwerk, und die Hauptſache iſt
ihm etwas ganz anderes. Er findet nämlich, daß „durch die
liberale Methode der weſteuropäiſchen Bourgeoiſie“, ſowie
„durch ihre geſchickte Mache“ ſogar „ein Teil der Vertreter der
deutſchen Sozialdemokratie“ über das Weſen des Kapitalismus
irregeführt worden iſt; er findet weiter, und dabei wird er nun
ganz deutlich, aber auch recht abſurd, daß ſich in der letzten Zeit
die ſozialdemokratiſche Fraktion des Reichstags auf utopi
ſchen Boden geſtellt habe und daß die Kritik, die das aus
ſpreche, vollkommen im Recht ſei. Es handelt ſich dabei an-
geblich um eine Utopie, wie ſie ſich in den Köpfen
kleinbürgerlicher Harmonieapoſtel oft genug vor-
findet, eine Utopie, die unter allen Umſtänden zu politiſcher
Enttäuſchung ſchlimmſter Art führen müſſe.

Der Autor zielt dabei durch ein Uebermaß von Sachkennt-
nis und politiſchem Beſcheidwiſſen nicht gehemmt auf eine
Reſolution ab, in der die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion
beantragte, die deutſche Reichsregierung möge

„im Hinblick darauf, daß die franzöſiſche Deputiertenkammer
und das engliſche Unterhaus die Bereitwilligkeit zu Rüſtungs
beſchränkungen ausgeſprochen haben, ſofort Schritte tun, um
eine internationale Verſtändigung über die allgemeine Ein-
ſchränkung der Rüſtungen in Verbindung mit der Abſchaffung
des Seebeuterechts herbeizuführen“.

Dieſe Reſolution von Albrecht, Bebel und 50 ſozialdemo
kratiſchen Abgeordneten habe auch ich pflichtgemäß und gern
unterzeichnet und werde ſie auch künftig bei gegebener politiſcher
Konſtellation abermals unterſchreiben, und zwar zunächſt im
Hinblick darauf, daß die Regierung die gewünſchten Schritte eben
nicht tun wird. Ja, daß ſie ſo dokumentieren wird, daß ſie am
Gängelband des preußiſchdynaſtiſchen Abſolutismus, daß ſie bei
den ihr in die Zähne gelegten Zügeln und Kandaren des Mili-
tarismus und Jmperialismus, daß ſie endlich geknebelt und
gekettet durch die Machtdekrete des Kapitalismus unfähig ge
macht ſei, das verlangte Kulturwerk zu vollbringen.

Das iſt auch wirklich geſchehen: das Dokument dieſer ſchimpf-
lichen Bloßſtellung haben wir durch den ganz ergebenften Diener
des Abſolutismus und Kapitalismus, den Herrn von Bethmann,
ſo prompt erhalten, als wir nur hoffen konnten. Was wir
früher ſchon darüber gewußt, iſt damit für jedermann von
neuem beſtätigt; und jedem denkenden Menſchen, vor allem
jedem Angehörigen der arbeitenden Klaſſe ſind die Augen ge
öffnet, jedem find neue Argumente, neue Waffen gegen die Tod
feinde der Ziviliſation und der modernen Arbeiterbewegung in
die Hände gegeben.

Daß ich auf utopiſchem Boden mit meiner Beteiligung an der
Reſolution ſtände, iſt ganz offenſichtlicher Nonſens, da ich mit
meiner Unterſchrift auf dem Boden der Parteigrundſätze, und
zwar nationaler und internationaler Anſchauungen betreffs
des völkermordenden Militarismus, ſowie auch auf der ſicheren
Baſis politiſcher Realität ſtehe, die in der Praxis nur das will,
was der Arbeiterklaſſe nützlich iſt, „was alſo der Augenblick er
fordert und die Sachlage gebietet“. Auch hier gilt es, „tief-
gehende Verſtimmungen zu beſeitigen und die ruhige Entwick-
lung durch ein verſtändiges Vorgehen zu fördern“.

Wenn der Autor bei der vorerwähnten Reſolution mit ſo un
begründeten Vorwürfen und Anſchuldigungen losgeht, ſo muß
ich ſagen, daß es ſich für ihn bei der Diskufſion nicht um den
Gegenſtand ſelbſt, ſondern um ſeinen Schatten handelt, nicht
um das hohe Prinzip, ſondern um das Recht auf Prinzipien-
reiterei. Ob dabei die wiſſenſchaftliche Grundſätzlichkeit inner-
halb des Sozialismus oder bloß reformatoriſches Herumdoktern
an harten politiſchen Tatſachen und ſozialen Gebreſten ge-
fördert wird, mag ſich danach der Autor ſelbſt ſagen. Dabei
wird er zu einem Erſtaunen bemerken, daß der Begriff des
Utopismus auf ganz andere Leute paßt und in ganz anderer
Richtung zu ſuchen iſt, als er bisher annahm.

Jedenfalls wäre für mich die Verweigerung der Unterſchrift
ein närriſcher Abderitenſtreich erſten Ranges geweſen, den mir
außer dem Autor wohl kaum noch ein anderer Sozialdemokrat
zumuten wird. Darum halte ich mich für berechtigt, die ebenſo
irrige wie irreführende Kritik in Nr. 85 des Volksblatts, 1. Vei-
lage S. 1, hiermit als völlig verfehlt energiſch zurückzuweiſen.

Ein weiteres Eingehen auf den Gegenſtand, ſowie auf eine
detaillierte Begründung meiner Auffaſſung erſpare ich mir
unter Hinweis auf die Ausführungen der Abgeordneten Scheide-
mann, Ledebour uſw. in den ſtenographiſchen Reichstags
berichten aus der 1., 2. und 3. Leſung des Etats zu dem hier in
Rede ſtehenden Gegenſtand, ſowie unter Hinweis auf die Dar
legungen Ledebours in einem längeren Artikel in den Vor-
wärts- Nummern 82 und 84.

Soweit Genoſſe Kunert. Wir hatten von vornherein nicht
die Abſicht, in den Streit einzugreifen und haben ſie auch heute
nicht. Nachdem wir die ſachlichen Darlegungen der Kritiker
und Verteidiger des Fraktionsantrages wiedergegeben und auch
die perſönliche Erklärung des Genoſſen Kunert vorſtehend abge
druckt haben, möchten wir kurz folgendes bemerken:

Die ganze Sache dreht ſich letzten Grundes doch wohl nur
darum, daß man eine mehr grundſäbliche, tiefere und
ſozialiſtiſchklarere Begründung des „Abrüſtungs“

antrages durch die Fraktionsredner gewünſcſt hätte. Denn daß

wir „Abrüſtungs“anträge grundſätzlich nicht ſtellen ſollen, kann
heute nicht mehr gefordert werden, andernfalls wir unſere Ver-
wachſung mit dem Parlamentarismus revidieren müßten. Es
wird ſich nur immer um die zweckentſprechende Form
und die Begründung derartiger Anträge handeln, um zu
erreichen, daß durch Fraktionsaktionen die Arbeitermaſſen nicht
nur aufgerüttelt, ſondern auch über das tiefere Weſen des Kapi-
talismus grundſätzlich aufgeklärt werden. Es bleibt ja völlig
richtig, daß der Kapitalismus nicht abrüſten kann, ohne den
Lebensnerv ſeiner Macht zu durchſchneiden, wohl aber kann er
dazu gezwungen werden, das Rüſtungstempo zu verlang-
ſamen, zu mildern, einzuſchränken, ja ſchließlich auch
zu begrenzen, ohne ſeine Herrſchaftsintereſſen grundſätz
lich und praktiſch zu gefährden. Und das wird geſchehen, wenn
ihn die Entwicklung dazu zwingen wird, die ihm feindlichen
grundſätzlichen Gegentendenzen in der Arbeiterklaſſe „ungefähr-
licher“ zu machen. An uns iſt es, in dieſer ganzen dialektiſchen
(ſcheinbar widerſpruchsvollen, eins das andere hervorrufenden)
Entwicklung immer wieder die Grund bedingungen her-
auszuſchälen und hervorzuheben, zugleich aber je de Phaſe der
Entfaltung weithin agitatoriſch wirkſam zu machen.

Durch die Wiedergabe der Ausführungen der Leipziger Volks
zeitung und Bremer Bürgerzeitung und der Artikel der Ge
noſſen Ledebour und Pannekoek ſind beide Seiten der Sache
vorerſt genügend betont worden. Beſonders die klaren Aus-
führungen Pannekoeks waren für die Anregung zum tieferen
Nachdenken und Erkennen vortrefflich geeignet, wie unſere Leſer
wohl, trotz der ſcharfen perſönlichen Erklärung des Genoſſen
Kunert, gern beſtätigen werden. Es erübrigt ſich ſomit, unſern
geſchätzten Mitarbeiter Pannekoek gegen die falſche Auffaſſung

ſeiner Motive in Schutz zu nehmen. x

Oränungsrufkomödie.
Die Ordnungsrufe im Reichstage ſind durch die

parteiiſche Handhabung, mit der die Präſidenten den bürger-
lichen Parteien einerſeits entgegen kommen und der Sozial
demokratie andererſeits entgegen treten, zur reinen Komödie
ausgeartet. Jeyt illuſtriert dieſe Tatſache wiederum folgendes
Beiſpiel:

Der „Notſtands“Vizepräſident des Schnapsblocks im Reichs
tage, Herr Schultz, iſt als ebenſo ungeſchickter wie nervöſer
Leiter der Verhandlungen bekannt. Wohl aus Aerger über die
eifrige Tätigkeit, die die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion
noch bei der dritten Leſung entfaltete, griff er mehrmals direkt
ſtörend ein. Namentlich hatte er es auf den Abg. Severing ab
geſehen, den er kurz nacheinander zweimal zur Ordnung rief.
Gegen den erſten Ordnungsruf hat nun Genoſſe Severing Be
ſchwerde beim Präſidenten erhoben. Nach der Geſchäftsordnung
muß über eine ſolche Beſchwerde abgeſtimmt werden, ohne daß
erſt eine Diskuſſion zuläſſig iſt. Der Präſident hat die Ab-
ſtimmung auf Mittwoch, den 3. Mai, feſtgeſetzt und je nach dem
Ausfall dieſer Abſtimmung kann eine neuerliche Präſidial-
Kriſis eintreten.

Zur Sache ſelbſt ſei folgendes bemerkt:
Genoſſe Severing ſprach bei der Beratung des Marineetats

über die Heizerzulagen und führte nach dem Stenogramm
dazu aus:„Auch über dieſe Sache findet ſich im Bericht der Marine-
rundſchau eine Darſtellung, die eine gröbliche Jrrefüh-
rung der öffentlichen Meinung bedeutet und darum nicht un-
widerſprochen bleiben darf. Es iſt die Darſtellung, wie ſie in
der Marinerundſchau gegeben wird ich bin mir der Trag-
weite dieſes Vorwurfes ſehr wohl bewußt direkt er
logen. (Glocke des Präſidenten.)

Vizepräſident Schultz: Herr Abgeordneter, das Wort
dürfen Sie nicht ſagen!

Severing, Abgeordneter: Jch kann leider von dieſem
Vorwurf nichts zurücknehmen.

Vizepräſident Schultz: Dann rufe ich Sie zur Ord-
nung!

(Zuruf bei den Sozialdemokraten: Was geht uns die
Marinerundſchau an?! Sehr richtigl und wiederholte
Zwiſchenrufe bei den Sozialdemokraten.)

Severing, Abgeordneter: Jch meine, es war bisher Sitte,
daß man an dieſer Stelle das ausſprechen durfte, was iſt.“

Dem Vizepräſidenten Schultz ſcheint gleich darauf aber doch
die Befürchtung aufgedämmert zu ſein, daß er ſich verhauen
habe. Statt aber den Ordnungsruf einfach zurückzunehmen,
ſuchte er ihn damit zu erläutern, daß er ſagte:

„Die Marinerundſchau wird im Reichsmarineamt redi-
giert, und Sie erheben damit einen Vorwurf gegen das
Reichsmarincamt. (Lebhafte Rufe links: Ah, ſo!)“

Jn derſelben Sitzung beſtritt nun aber der Staats-
ſekretär des Reichsmarineamts, v. Tirpitz, daß die Marine-
rundſcheu ein amtliche s Organ ſei, er lehnte in Konſequeng
deſſen auch die Verantwortung für den von Severing kriti-
ſierten Artikel ausdrücklich ab. Zu allem Ueberfluß be-
hauptet auch noch die Marinerundſchau von ſich ſelbſt:

„Der Jnhalt iſt nichtamtlich, alſo nicht als eine
Wiedergabe der Anſichten leitender Stellen aufzufaſſen. Die
Verantwortung für die ausgeſprochenen Meinungen und die
Vertretung für die gemachten Angaben bleibt den Verfaſſern
oder der Schriftleitung überlaſſen.“

Genoſſe Severing iſt alſo völlig im Recht, wenn er
ſich über den ihm erteilten Ordnungsruf beſchwert. Jn einer
Zuſchrift an uns führt Genoſſe Severing noch aus:

„Wollte der Vizepräſident mit dem Ordnungsruf indes nur
die Schärfe des Ausdrucks beanſtanden, ſo müßte ich
ſagen, daß nach den bisherigen Gepflogenheiten des Hauſes
auch dann ſein Vorgehen meines Erachtens noch nicht berechtigt
war. Gewiß enthielt der beanſtandete Ausdruck einen ſchweren
Vorwurf, doch habe ich ihn gebraucht in der Abwehr einer gegen
den Reichstag erhobenen nicht minder ſchweren Beſchuldigung.
In derſelben Sitzung des Reichstags aber iſt die ſchwerſte Be
leidigung, die man einer Zeitung zufügen kann, ungerügt
geblieben. Jn ſeinen Ausführungen über die Remontierung

Er

der Armee ſagte der Abg. v. Treuenfels (konſ.) nach dem
amtlichen Stenogramm (163. Sitzung, Seite 6215 B) u. a.

Dem Herrn Abg. Noske folgend, hat dann die Leipz.
Volkszeitung einen geradezu infamen Artikel ge-
bracht, überſchrieben Skrupelloſe Geſchäftspolitiker, worin
meinem Freunde Nehbel und mir dieſelben Vorwürfe ge
macht worden ſind.

Nach dem Sprachgebrauch bedeutet der Ausdruck „infam“
ſoviel wie verrucht, ſchändlich, ehrlos alſo ungefähr das
ärgſte, was ſich denken läßt. Wenn aber die durch dieſen
Ausdruck der Leipziger Volkszeitung zugefügte Beleidigung
ihrem Urheber keine Zurechtweiſung eingetragen hat, dann ver
mag ich nicht einzuſehen, warum ich für den in der Form noch
um einige Grade milderen Vorwurf einen Ordnungsruf ein
ſtecken ſoll. Jch bin nicht geſonnen, mich mit einem anderen
Maße meſſen zu laſſen, als es Herrn b. Treuenfels gegenüber
beliebt wurde.“

Wenn bei den Rittern und Heiligen, im Schnapsblock lieb-
lich vereint, die Scham noch nicht ganz zu den Hunden ge
flohen iſt, dann müſſen ſie den Ordnungsruf, der dem Ge-
noſſen Severing erteilt wurde, für unberechtigt erklären. Da
mit wäre für Herrn Schultz die moraliſche Notwendigkeit ge
geben, aus dem Präſidium auszuſcheiden.

Uebrigens iſt ſchon einmal ein Vizepräſident über eine
ſozialdemokratiſche Beſchwerde zu Fall gekommen. Es war
dies der freifinnige Abg. Kaempf, der als Vizepräſident den
Genoſſen Ledebour zur Ordnung rief: Auf deſſen Beſchwerde
erklärte die Mehrheit des Hauſes den Ordnungsruf als nicht
berechtigt, Herr Kaempf trat ſofort von ſeinem Präſidialamt
zurück, wurde aber vom Bülow-Block am anderen Tage wieder
gewählt, womit die Mehrheit dieſem Vorgang den Stempel
einer Komödie o ifdrückte.

Die ganze Handhabung der Ordnungsrufe durch das
Schnapsblockpräſidium iſt freilich nichts weiter als eine
Komödie. Und gar nicht einmal eine fidele.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 11. April 1911.

Achtung! Verſammlungen des Sozialdeinokratiſchen
Vereins!

Donnerstag, den 13. April, abends 8 Uhr, finden in Holle
ſeitens des Sozial demokratiſchen Vereins für folgende Diſtrikte
gemein ſchaftlich Verſammlungen ſtatt: Der 5., 6., 7. Diſtrikt
in den Ballſälen, Lerchenfeldſtraße, der 8., 9., 10., 11. Diſtrikt
im Letzten Dreier, Merſeburgerſtraße. Da in beiden Lokalen
Vorträge ſtattfinden und auch ſonſtige wichtige Vereinsange-
legenheiten ihre Erledigung finden ſollen, ſo iſt ein recht ſtar-
ker Beſuch erwünſcht. Ohne Mitgliedsbuch kein Zutritt.

Der Vorſtand des Sozialdemokratiſchen Vereins.

Gehorſamſte Diener des Magiſtrats.
Aus der Stadtverordneten- Sitzung.

Die bürgerlichen Herren in der Stadtverordneten-Verſamm-
lung laſſen keine Gelegenheit vorübergehen, um ihren gnädigen
Freunden im Magiſtrat zu zeigen, wie gern ſie vor ihnen den
Rücken beugen. Da haben ſie in der vorigen Sitzung auf An
trag Thiele beſchloſſen, daß die zu bildende Theaterdeputation
aus zwei Magiſtratsmitgliedern, zwei Bürgerdeputierten und
ſünf Stadtverordneten beſtehen ſolle, womit die Stadt
verordneten den beſtimmenden Einfluß behalten hätten. Es
wurde nun in der geſtrigen Sitzung mitgeteilt, daß der Magi-
ſtrat dieſen Beſchluß nicht beitrete. Er wir ſeine drei Ver-
treter behalten und den Stadtverordneten nicht fünf ſondern
vier Sitze gewähren. Keiner der Stadiväter hatte gegen dieſe
Provokation des Magiſtrats ein Wort des Proteſtes.
Bei einer ſpäteren Debatte wird ſich's nun zeigen müſſen, ob
außer unſeren Genoſſen ſich noch der Aufrechten genug finden,
die die Rechte der Stadtverordneten zu verteidigen gewillt ſind.

Die niedliche Vorlage über die fromme Holzhackerei in der
zu errichtenden Wanderarbeitsſtätte fand nur durch die ſozial
demokratiſchen Stadtverordneten die notwendige Zurück-
weiſung.

Genoſſe Oſterburg erklärte die Vorlage für unſozial,
da die Wanderer nicht einmal den ortsüblichen Tagelohn von
33 Pf. pro Stunde erhielten. Außerdem ſei es ganz unbillig,
die verſchiedenſten Berufe, u. a. Schneider und Schreiber, zum
Holzhacken heranzugiehen. Dieſer ſonderbaren Art Sozial
politik könnten ſeine Freunde die Zuſtimmung nicht geben. Auch
ſchon deshalb, weil man dem Verein Volkswohl noch einen
Extraprofit zuſchanzen wolle und gleichzeitig den freien Ar-
beitern lohndrückende Konkurrenz in der Wanderarbeitsſtätte
mache, würden ſie gegen die Vorlage ſtimmen.

Dieſe Ausführungen hinderten natürlich nicht, daß die
Bürgerlichen geſchloſſen für die Holzhackerſogialpolitik ſtimm
lein und die Vorlage zur Annahme brachten. Bei der nächſten
zur Beratung kommenden Angelegenheit haben die bürgerlichen
Herren wieder die Gelegenheit benutzt, ihre Rückgratloſigkeit zu
beweiſen. Sie hatten in einer früheren Sitzung beſchloſſen,
dem Kaufmann Ballin, Leipziger Straße 91, eine bauliche Ver-
änderung ſeines Ladens entgegen den baupolizeilichen Vor-
ſchriften zu geſtatten. Der Magiſtrat hat ſich dieſem Beſchluſſe
nicht angeſchloſſen. Unſere Genoſſen Emmer und Thiele
ſprachen demgegenüber für eine Wiederholung des Beſchluſſes
der Stadtverordneten aus der früheren Sitzung. Der Vor-
ſißende Föhring wollte mit der Bemerkung: Das ſei doch nur
ein Hin und Herſchieben, dieſen Antrag abtun, und der Magi-
ſtratsbaurat erklärte, daß aus Verkehrsrückſichten dem Herrn
Ballin nicht entgegengekommen werden könne. Sein Haus müſſe
ſo bald wie möglich abgebrochen werden. Unſere Genoſſen er
klärten darauf, daß das nichts mit der Tür, die durchgebrochen
werden ſollte, zu tun habe. Aus Gerechtigkeitsgründen müſſe
man dem Wunſche Ballins nachkommen.

Prof. v. Blume wollte nun unſeren Genoſſen eine theoretiſche
Vorleſung über Recht halten. Genoſſe Em mer antwortete
ihm darauf treffend in einem Zwiſchenruf: Ach was Sie da von
Recht reden! Macht iſt Recht und nichts anderes! Dieſe
Worte fielen dem Vorſteher Föhring ſo auf die Nerven, daß er
dem Genoſſen Emmer raſch einen Ordnungsruf erteilte.
Der Stadtverordnete Höſchele fand nun nach dem trotzigen
Worte des Sozialdemokraten, das richtige Kennwort für die
bürgerliche Schlappheit. Er meinte ganz untertänig: Man



kann es ſo und auch anders machen Aber da der Magiſtrat
nun einmal glaube, das nicht machen zu können, was beſchloſſen
ſei, ſo müſſe man jept eben die Petition ablehnen. Und die
Stadiväter talen dann auch gehorſamſt alſol! Nur vereinzelte
erhoden ſich mit den Sozialdemokraten für den Antrag, ihren
eigenen alten Veſchluß aufrecht zu erhalten.

Eine ſpaßige Mittelſtandsdebatte gab es bei der Beſprechung
einer Petition der Buchbinderinnung und einiger Kommunal-
vereine, die ſich gegen die Einrichtung einer Buchbinderei beim
Magiſtrat wendet. Stadtv. Kühme erklärte, gegen eine Hefterei
ſei nichts einzuwenden, aber es ſei ein Unrecht, daß gerade die
Buchkinder, die ſo wie ſo ſchlecht daſtehen, vom Magiſtrat in
ihrer Erwerbsmöglichkeit behindert werden ſollten, ohne daß der
Magiſtrat eigentlich einen weſentlichen Vorteil habe. Er könne
viel mehr verdienen, wenn er eine Bäckerei für die Armenver-
waltung einrichte oder die Malerei ſelbſt übernehme und ähn-
liches. Aber der Redner meinte, das beſte wäre, wenn der
Magiſtrot überhaupt nicht in das Handwerk eingreife. Dem
Kandwerker ſolle ſein Vrot gelaſſen werden.

Ob es dann auf Koſten der Allgemeinheit geht, iſt den Mittel-
ſtandlern gleichgültig.

Der Oberbürgermeiſter ſtellte feſt, daß von den etwa 8000
Mark, die die Stadt für Buchbinderarbeiten ausgeben müſſe,
durch den Eigenberrieb über 4000 Mark jährlich geſpart werden
könnten. Er verulkte dann unter Heiterkeit der Verſammlung
die Jnnungen und Kommunalvereine, die ſich Unheimliches
über die Vuchvinderri hätten vorreden laſſen. Dann aber er-
klärte der L'herbhürgermeiſter, wenn man ſparſame Wirrſchaft
wolle, könne man nicht Mittelſtandspolitik treiben, wie ſie die
Jnnungen rerlangen. Das ſeien Gegenſätze, die ſich nicht ver-
einigen ließen. Ter Oberbürgermeiſter führte noch eine Reide
von Beiſpielen an, in denen die Stadt aus Sparſamkeitsgrun
den gegen die Intereſſen des Mittelſtandes handeln müßte, aber
ſchließlich meinte er, die jetzt zur Debatte ſtehende Einrichtung
der ſtädtiſchen Buchbinderei ſei nicht ſo ſehr wichtig. Wenn die
Stadtverordneten beſchließen, ſie ſolle nicht errichtet werden,
würde der Magiſtrat dagegen nicht viel einwenden.

Dieſe gütige Erlaubnis zu ſtimmen, wie ſie wollten, erweckte
eitel Freude bei den Stadtvätern.

Der Genoſſe Oſterburg erklärte zu der Angelegenheit,
wenn man dem Magiſtrat das Heften erlaube, aber ihm nicht
das Umlegen eines Pappdeckels geſtatte, ſo ſei das mittelalter-
liche Zünftlerei rückſtändigſter Sorte. Ueber die ſeien wir aber
hinaus und wir eilten mit Rieſenſchritten dem Kommunal-
ſogialismus zu. Er würde ſich freuen, wenn der Magiſtrat,
wie Herr Kühme anregte, Bäckerei, Druckerei und Malerei, wie
noch vieles andere, in ſtädtiſche Regie übernehme. Die einfache
Ausſchaltung des Unternehmergewinns, die wie ein Paraſit
alles verteuere, ſei in dieſem Falle beſonders zu begrüßen, da
die Stadt damit über 4000 Mark ſpare, ohne daß eine einzige
Arbeitskraft überflüſſig würde. Er werde mit ſeinen Freunden
gegen den rückſtändigen Antrag des Petitionsausſchuſſes ſtim-
men, der die Errichtung der Buchbinderei verhindern ſolle.

Stadtv. Döhler gab, nachdem er die Berechnungen des
Magiſtrats angezweiſelt hatte, ſeiner Befürchtung Ausdruck, daß
die Wünſche des Magiſtrats dem Zukunftsſtagt zuſteuern, wie
ihn die Sozialdemokraten wohl mal errichten könnten. Papp-
deckel als Grundlage des Zukunftsſtagates iſt doch eine geniale
Leiſtung freiſinnigen Geiſtes. Als dann nochmals zwei andere
Redner Mittelſtandsvpolitik gemacht hatten, wurde die Petition
im Sinne des Petitionsausſchuſſes dem Magiſtrat zur Verück-
ſichtigung überwieſen. Die Pappdeckelhelden haben damit ſieg-
reich die drohende Einrichtung des Zukunftsſtaates verhindert.
Der Magiſtrat hatte ihnen das ja für diesmal erlaubt.

Nach der Mittelſtandsretterei mußten die Herren nun auch
anſtandshalber mal ein bißchen in Arbeiterfreundlichkeit zu
machen verſuchen. Aber es gelang ihnen nicht. Sie brachten
es nur zu Vorſchlägen, wie man Arbeiter am beſten niederhält,
ſie am ſicherſten ſo feſſelt, daß ſie nicht zu muckſen wagen. Zur
Beſprechung ſtand eine Petition der Gewerkvereine der Ge-
meindearbeiter für Einführung von Arbeiterausſchüſſen in den
ſtädtiſchen Betrieben und die Neuregelung der Löhne der ſtädti-
ſchen Arbeiter unter Zugrundelegung von Lohnklaſſen. Der
Stadtv. Sommer trat für die Arbeiterausſchüſſe ein als Jnſtitu-
tionen des ſozialen Friedens, die aber nur begutachtende Tätig-
keit entfalten ſollten. Jn dieſer Form hätten ſich die Aus-
ſchüſſe überall bewährt. (Wobei der Magiſtrat alles, die Ar-
beiterſchaft nichts zu ſagen hat.) Die Lohnerhöhung werde ver-
langt, da über 100 Arbeiter noch nicht einmal den orts-
üblichen Tagelohnvon 3,30 Mark hätten. Beſonders
wichtig ſei die Forderung nach Lohnſkalen, die für die Arbeiter
eine Sicherheit im Steigen ihrer Löhne bringen ſollten. Durch
dieſe Skalen würden die Arbeiter bei den Ausſichten, die ihnen
geboten würden, feſter an die Betriebe gekettet und
der Stadt damit ein Arbeiterſtamm geſichert. Aus dieſen Er-
wägungen wurde denn auch die Petition dem Magiſtrat zur
Berückſichtigung überwieſen. Es wird unſeren Genoſſen noch

ſo zu geſtalten, daß ſie nicht, wie beabſichtigt, eine Feſſel, ſon-
dern ein kräftiger Rückhalt für die bedrückten ſtädtiſchen Ar-
beiter werden. Das ſoziale Friedenslied des Herrn Sommer
iſt nur ein Schlummergeſang, der die Arbeiter einſchläfern ſoll.
Sie müſſen gerade jetzt wachſam ſein, denn je. Jetzt gilts
den Kampf, um wenigſtens einige kleine Rechte zu erhalten.

Ein erneutes Zuſammenklappen der bürgerlichen Stadtver-
ordneten vor dem geſtrengen Magiſtrat brachte dann zum
Schluſſe noch die Beſprechung der Amtsniederlegung des Amts-
gerichtsrats Dr. Bindſeit als Mitglied der Einkommenſteuer

10 Prozent Rabatt.

Veranlagungskommiſſion. Zwei Stadtverordnete hatten ge
wagt, an dem Vorſitzenden dieſer Kommiſſion, einem Regie
rungsrat, der den Grund zu der Amtsniederlegung Dr. Bind
ſeils gegeben haite, Kritik zu üben. Forſch und ſchneidig ſtand
da der Oberbürgermeiſter auf und meinte nur, ob die Ver-
ſammlung es billigen könne, daß hier ein Wehrloſer, ein
Außenſtehender, angegriffen werde.

Dieſe inhaltloſe Redensart genügte, um die Stadtverord-
neten zum Schweigen zu bringen. Trotzdem glaubte der Bür-
germeiſter v. Holly aber noch einen draſtiſchen Beweis der Ver-
leugnung bürgerlichen Selbſtbewußtſeins erbringen zu müſſen.
Er erklärte mutig) der Regierungsrat brauche ſich hier über
haupt nicht zu verantworten; er ſei Staatsbeamter und es be
ſtehe kein Recht, das erlaube, den Herrn vor das Forum der
Stadtverordneten zu ziehen.

Dieſe Untertänigkeit ging ſelbſt dem Vorſteher Föhring zu
weit. Er verſuchte den Eindruck des Demutsgeſtammels abzu-
ſchwächen, indem er andeutete, man könne hier in der Sitzung
doch wohl die Gründe der Amtsniederlegung des von den
Stadtverordneten gewählten Dr. BVindſeil erörtern. Aber die
Stadtverordneten ließen ihren Vorſteher in Stich; aus Reſpekt
vor dem Magiſtrat. Die Rentiers, die der Regierungsrat an
ſcheinend etwas kräftiger zur Steuer herangeholt hat, fanden
nicht mehr genug Courage, ihre Beſchwerden zu vertreten.
Prof. v. Blume trat ſogar in aller Form dem Magiſtrat zur
Seite und erklärte entgegen dem Vorſteher, daß es den Stadt
verordneten nicht zuſtehe, ſich mit dieſer Angelegenheit weiter
zu beſchäftigen. So laſſen die Bürgerlichen ihre erwählten
Kommiſſionsmitglieder im Stich, wenn's der Magiſtrat be
fiehlt. Als die Herren nun als Salbe auf die Wunde der
Selbſtenimannung wenigſtens noch erklären wollten, daß ſie
mit einer Dankſagung für ſeine Tätigkeit und dem Ausdruck
des Bedeuerns von der Amtsniederlegung Bindſeils Kenntnis
nehmen wollten da verſetzten unſere Genoſſen dem ſchwäch-
lichen Komödienfpiel noch einen verächteichen Stoß, indem ſie
den Herren ertlärten, daß ſie ſich den Danktbezeugungen und
dem Ausdruck des Vedauerns nicht anſchließen würden. Mit
einſacher Kenntnisnahme wurde dann der Fall erledigt und
die Rentiers waren um eine liebliche Blamage reicher.
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Aus dem Verlauf der Sizung iſt noch zu regiſtrieren:
Die Abänderung des Straßenbahntarifs, über

die wir geſtern berichteten, wurde nach den Vorſchlägen des
Finanzausſchuſſes debattelos genehmigt, nachdem der Referent
noch mitgeteilt hate, daß, um den Ausfall der durch die Ver-
beſſerung des Tarifs eintrete, zu decken, der Verkehr ſehr
ſteigen müſſe. Jn den nächſten beiden Jahren ſei wohl kein
Ueberſchuß bei der Straßenbahn zu erwarten.

Eine Petition des Sozialen Ausſchuſſes für Einführung
der völligen Sonntagsruhe, über die wir ſchon an
läßlich einer früheren Sitzung ausführlich geſchrieben haben,
wurde ohne wefentliche Debatte dem Magiſtrat zur Berückſich-
tigung überwieſen, mit dem Auftrag, eine Vorlage über ein
neues Ortsſtatut zur Regelung der Sonntagsruhe zu machen.

Eine andere Petition wegen Abhilfe der wiederholten Keller-
überſchwemmungen in der Geiſt- und Albrechtſtraße und Harz,
wurde dem Magiſtrat ebenfalls zur Berückſichtigung überwie-
ſen. Debattelos genehmigt wurde ein Landankauf an der
Zeppelinſtraße pro Quadratmeter für 34 Mark und ein Land-
ankauf beim Grundſtück Reilſtraße 112, zur Verbreiterung der
Straße pro Quadrakmeter für 20 Mark. Außerdem bewilligte
man im Verlaufe ter Sitzung 4578 45 Mark zum Ausbau der
Kanſtein- und Thomaſiusſtraße und 4482 Mark für den dabei
nötigen Landankguf, ſowie 20 700 Mark für den Ausbau der
Forſterſtraße zwiſchen Krauſen- und Kruckenbergſtraße.

Jn der geſchloſſenen Sitzung twurde die aus der öffentlichen
Sitzung übernommene Petition des Hausmanns Otto Gröber
vom Ricebeckſtift, betreffs Zurücknahme ſeiner Kündigung, nach
turzer Diskuſſion vertagt, um ſie nochmals einer eingehenden
Erörterung in der Petitionskommiſſion zu unterziehen. Die
Wahl eines unbeſoldeten Stadtrats wurde auf die nächſte
Sitzung verſchoben inzwiſchen ſoll eine Beſprechung der Kan-
didatenfrage in zwangloſer Weiſe ſtattfinden. Sodann voll

g die Verſammlung die definitive Anſtellung der Poligziſten
Oswald Stelzer, Johann Kwiatkowski, Otto
Mewes, Ernſt Riſtenpatt, Otto Rülicke, Ernſt Will
und Karl Schrader. Zu Armenpflegern ernannte die Ver-
ſammlung: für den 28. Bezirk den Väckermeiſter Karl
Günther, Merſeburgerſtraße 104; für den 12. Bezirk den
Bäckermeiſter Oskar Zimmermann, Tholuckſtraße 4.
Eine laufende Unterſtützung von jährlich 120 Mark wurde der
Witwe des ehemaligen Meldeſchreibers Böcke, Chriſtiane
geb. Lohſe, bewilligt. Zum Schluß ſtimmte die Verſamm-
lung der Annahme von zwei Legaten in Höhe von 300 und 900
Mark zu; von den Zinſen dieſer Legate ſollen Erbbegräbnis-
ſtellen auf dem Stadtgottesacker und Nordfriedhofe unterhalten
werden.

Die Prateſtverſammlungen gegen die Reichsverſicherungsordnung
finden nunmehr an folgenden Tagen ſtatt: Halle a. S. 27. April,
abends 8 Uhr: Oſendorf: 20. April, abends 8 Uhr:;: Niet-
leben: 23. April, abends 6 Uhr und Könnern: 23. April,
abends 8 Uhr. Arbeiter und Arbeiterinnen, ſorgt für einen
Maſſenbeſuch dieſer Verſammlungen!

Steuerpolitik, Jollpolitik und Sozialdemokratie.
Der vorletzte Vortrag in dem Kurſe, der vom Bildungsaus

ſchuß zur Vertiefung in unſere Grundſätze und Forderungen
veranſtaltet worden iſt, fand geſtern ſtatt. Jn ſtattlicher An
zahl waren die Genoſſinnen und Genoſſen erſchienen, um den
Ausführungen des Genoſſen Emanuel Wurm, eines der
hervorragendſten Sachkenners unſerer weitverzweigten Zoll
und Wirtſchaftspolitik, zu lauſchen. Die Steuerpolitik, Zoll-
politik und die Stellung der Sozialdemokratie zu dieſen Fragen
war das Thema. Genoſſe Wurm warf zunächſt einen Blick
auf die Entſtehung der Steuern überhaupt und ihr Weſen in
früheren Zeiten, als man noch keine Geldwirtſchaft kannte.
Die Steuer iſt eine Beihilfe, die der einzelne nach Maßgabe
ſeiner Kräfte an die Allgemeinheit entrichtete. Die Steuer-
form iſt in ſtetem Wechſel begriffen. Jn früheren Jahren
ſind dieſe Beihilfen nicht immer eingezogen worden, ſondern
immer erſt nach eintretendem Bedarf, z. B. bei ausbrechenden
Kriegen, oder wenn in einem Königshaus eine Heirat ſtatt-
fand, erbat man ſich eine Heiratsſteuer. Dieſe Steuern wur
den aber nicht wie heute von den Einwohnern einfach ab-
gefordert, vielmehr wurde darum gebeten; es beſtand alſo
kein Steuerzwang. Die Steuer wurde auch ſtets in Natura-
lien geleiſtet, weshalb keine Steuern auf Vorrat angeſammelt
werden konnten. Erſt ſpäter, als die kriegeriſchen Verwick-
lungen unter den Völkern immer zahlreicher wurden, als man
ſich ſogar ſtehende Heere zulegte, da wurde der Tribut zwangs-
weiſe abgefordert. Von allem Anfang an wurde der Grund-
ſatz aufgeſtellt, daß jeder nur ſoviel Steuer zahlen ſollte, als
er von ſeinen perſönlichen Verhältniſſen erübrigen konnte.
Das wurde aber ſofort anders, als die Naturalwirtſchaft der
Geldwirtſchaft weichen mußte. Erſt von dieſem Zeitpunkt an
konnten die Machthaber das Geld aufſammeln, weil es nicht
verdirhbt, wie die Naturalien. Stets haben ſich die Landbewohner,
die Bauern, ganz beſonders gegen die Auferlegung neuer Laſten
gewehrt. Schon damals wurden die Steuern nur den kapital-
ſchwächſten Kreiſen aufgehalſt. Das Bürgertum in England
und Frankreich empfing für die Hingabe der Steuern auch
politiſche Rechte, das Volk durfte teilnehmen an der Verwal-
tung des Staats. Wichtig iſt ferner, daß das Bürgertum
früher, beſonders in England und Frankreich, Gegner aller
Ausgaben für unproduktive Zwecke (Militarismus uſw.) war.
Wenn heute das Großkapital dem Militarismus nicht mehr
feindlich geſinnt iſt, ſo entſpringt dies demſelben Gedanken-
gang, aus welchem das Bürgertum früher Gegner des Mili-
tarismus war.

Es iſt kennzeichnend für unſere Bourgeoiſie, daß ſie ſich
nicht freiwillig zur Leiſtung der Einkommenſteuer ge
drängt hat. Nur die Agrarier haben ſie geſchaffen, natürlich
um ſich ſelbſt ſteuerfrei zu erhalten. Während im Mittelalter
Kirche und Großgrundbeſitz einfach dekretieren konnten, daß
der Bauer, der Handwerker uſw. die Steuer allein zu tragen
habe, genierte ſich die heranwachſende Bourgeoiſie zu ſagen;
die Laſten ſollten auf die ſchwächſten Schultern gewälzt wer-
den. Da ſam das Syſtem der indirekten Steuern.
Dieſes Gaukelſpiel der indirekten Beſteuerung, durch die die
Steuer auf andere abgewälzt wird, iſt ja ſchon von Laſſalle

ebhührend aufgedeckt worden. Was ihm ja eine Anklage wegen
Aufreizung zum Klaſſenhaß, Verächtlichmachung von Staats-
einrichtungen einbrachte. Bismarck hat aber im Jahre 1875
ganz offen im Reichstage ſich auf Seiten Laſſalles geſtellt und
geſagt, daß die indirekte Steuer eingeführt werde, weil der
Verbraucher dieſe nicht ſo merke. Jn treffender Weiſe legte
Genoſſe Wurm das ganze Syſtem der indirekten Steuern dar
und wiederholte, daß eine Siteuer, die den Reichen treffen
ſolle, ſtets auf den Aermſten der Armen abgewälzt werde.
Durch die Branntweinſteuer z. B. ſollten angeblich die reichen
Brennereibeſiber getroffen werden, die Praxis lehrt uns aber,
daß die Laſt abgewälzt wird auf den in der Goſſe liegenden
Schnapstrinker. Nicht immer aber iſt es ſo. Beim Bier-
boykott gelang es durch ſtarke Organiſation, die Abwälzung
auf den Verbraucher teilweiſe abzuwehren.

Die Einkommenſteuer iſt die einzig richtige Steuer
in einem Staatsweſen. Doch wirkt auch ſie ungerecht, weil
das Exiſtenzminimum erheblich herabgedrückt wird, z. B. in
Preußen auf 900 Mk., obwohl feſtgeſtellt iſt, daß mit dieſer
Summe eine Familie nicht exiſtieren kann. Jn England
braucht erſt von 3200 Mk. ab Einkommenſteuer gezahlt zu
werden. Eine ganze Anzahl deutſcher Staaten haben die
Grenze des Erxiſtenzminimums noch tiefer herabgedrückt als
Preußen. So muß z. B. in Reuß ältere Linie ſchon von Ein-
kommen von 150 Mk. ab Steuern gezahlt werden. Hinzu
kommt noch, daß man den Armen ganz genau fontrollieren
kann, ob er auch ja bis auf den letzten Pfennig alles verſteuert.
Die Reichen aber verſtehen es meiſterhaft, ſich um das Steuer-
zahlen herumzudrücken. Eine direkte Steuer, gegen die ſich
die Sozialdemokratie wendet, iſt die Wehrſteuer, weil der-
jenige, der von den Militärdienſten befreit wird, ſchon ſo
genug geſtraft iſt. Eine eigentümliche Steuer iſt die Erb
ſchaftsſteuer, die neuerdings als eine indirekte Steuer
bezeichnet worden iſt, obwohl ſie direkt erhoben wird. Und
doch wird kein Menſch behaupten wollen, daß dieſe Steuer
ungerecht ſei. Jn eingehender Weiſe geht der Redner auf die
Kämpfe um die Erbſchaftsſteuer ein, zieht die aufſehenerregen-
den Enthüllungen der Profeſſoren Wagner und Delbrück heran
und ſtellt feſt, daß der Staat von den Junkern jähr-
lich um Hunderte von Millionen betrogen wird.
Die Junker wenden ſich nur deshalb ſo heftig gegen dieſe Be-
ſitzbeſteuerung, weil dadurch die Maſſenbetrügereien der Groß-

Nur noch bis Oſtern habe ich den Laden der früheren Firma Ed. Cohn (Max Franken), Halle a. S., Leipziger
ſtraße Rathaus, in Benutzung. Der Not gehorchend, muß ich die noch ſehr großen Beſtände in fertiger
Herren und Knaben Konfektion tatſächlich ganz enorm billig verkaufen, außerdem gewähre ich trotz der erſichtlich

fabelhaft billigen, feſten Preiſe noch einen Extra Rabatt von 10 Prozent, welcher in bar ſofort gezahlt wird.
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'agrarier, die ſich Gouvernanten, Jäger uſw. halten und nur
ganz geringe Summen verſteuern, an den Tag kämen. Der
ungekrönte König von Preußen, Herr v. Heydebrand, und der
Januſchauer Oldenburg haben es ebenfalls mit aller Deutlich

keit ausgeſprochen, warum man ſich ſo heftig gegen dieſe
Steuer wehrt: Es dürfe dem aus allgemeinen Wahlen hervor
gegangenen Reichstag nicht das Portemonnaie der Beſitzenden
ausgeliefert werden.

Früher haben ſich die Junker heftig gegen die Erhöhung der
Grundſteuer gewehrt, weil ſie Freihändler waren. Erſt
im Jahre 1861 wurde ſie erhöht; doch wurde beſchloſſen, daß
ſie an die Gemeinde zu zahlen ſei. Und nun ſtellte ſich aber-
mals heraus, daß ſich die großen Grundbeſitzer wiederum zu
drücken verſtanden. Die großen Güter gehören keiner Ge
meinde an, ſondern bilden einen ſelbſtändigen Gutsbezirk und
ſparen ſomit wiederum Millionen an Grundſteuern. Die
Grundſteuer iſt heute im Gegenſatz zur Zeit ihrer Einfüh
rung, eine direkte geworden, weshalb die Junker ſchon wieder
nach ihrer Aufhebung ſchreien, und zwar weil ſie, wie vor
einigen Tagen im Herrenhauſe erklärt wurde, dieſe einer „Ver
mögenskonfiskation“ gleichachten. Man ſieht daran, wie der
Charakter einzelner Steuern hin und her ſchwankt, wie ſie
ſich ganz nach den wirtſchaftlichen Bedingungen richtet. Jn
draſtiſcher Weiſe ſieht man das ja bei der ſtädtiſchen
Grundſteuer. Die Gewerbeſteuer iſt die ungerech-
teſte Steuer, ſchon ihrer rohen Veranlagung wegen. Die
Sozialdemokratie bekämpft ſie deshalb Die Wertzuwachs-
ſteuer iſt ihrer Form nach mit Fug und Recht eine indirekte
Steuer, und doch treten wir für dieſelbe ein, weil ſie nicht auf
den Konſumenten abgewälzt werden kann. Dieſe Grundſtücks

14 Millionen Mark, die Viehzüchter ſtreichen jedoch 400 Mill.
Mar? Extraprofit ein. Auf den Kopf der Bevölkerung muß
jeder an indirekten Steuern 94-100 Mk. zahlen. Ein Wiſſen
ſchaftler hat feſtgeſtellt, daß der Reiche bei genügender Nahrung
nur ein Viertel der indirekten Steuern zahle gegenüber dem
Armen, der ſich nur ungeügend ernäyre. Nun muß hier aus-
drücklich feſtgeſtellt werden, daß heute nicht nur die National-
liberalen, ſondern ſogar die Freiſinnigen Hochſchutzzöllner
ſeien. Auf dem Gebiete Lebensmittelverteuerung ſtehen
wir Sozialdemokraten völlig allein. Es gibt nur ein Hüben
und Drüben. Die Gegner wollen das Volt nicht politiſch auf-

In Lebensgefahr kamen am Sonntag drei junge Leute, die
ſich bei der Peißnitz mit Bootfahren vergnügten. Jn ihrem
Uebermut ſchaukelten ſie ſo ſehr mit dem Boot, daß es umſchlug,
wobei die drei Jnſaſſen ins Waſſer fielen. Einer der Wag-
halſigen, der des Schwimmens unkundig war, wäre zweifellos
ertrunken, wenn ihn nicht ſeine beiden Freunde ſofort gepackt
und mit ans Land geſchleppt hätten.

Straßenunfälle. Geſtern vormittag kam am Friedrichsplatz
ein Radfahrer beim Ausweichen ſo unglücklich zu Fall, daß er
den rechten Arm brach. Am Sonntag nachmittag prallte auf
dem Ranniſchen Platz infolge Verſagens der Bremsvorrichtung
ein Anhängewagen der Stadtbahn beim Rangieren ſehr heftig

klären, um es ſteuerpolitiſch beſſer ausbeuten zu können. J in egen den davorſtehenden Motorwagen. Eine Fenſterſcheibe
Kampfe gegen die Lebensmittelverteuerung es Anhängewagens wurde dabei zertrümmert.

tehen wir Sozia in. 7Den w Sozialdemokraten allein (Eebhafter le h er h Wie g W W mit
v etzten Strafkammerſitzung ein junger Lehrer von hier, der, wieAh e r teilt mit, daß der leste Vortrag, den der pir ſeinerzeit berichteten, wegen des Verdachtes, ſich an Kindern

enoſſe Liebkne zugeſagt hat, in allernächſter Zeit beſtimmt J unſittlich vergriffen zu haben, von dem Amte ſuspendiert wor-
ſtattfinden werde. Der genauere Termin würde noch be den war. Zu der Verhandlung, die ſich ſehr umfangreich ge
kannt gemacht. Die Bekanntgabe des Wahlreſultats im vierten ſtaltete, waren 31 Zeugen, darunter etwa 25 Schulkinder, ge-
Berliner Reichstagswahlkreis löſte lebhaften Beifall aus, mit laden. Die Verdachtsmomente ſtützten ſich mehr auf Redereien,
dem die Veranſtaltung abſchloß. die ſich in der Verhandlung als unbegründet heraus-ſtellten. Der Staatsanwalt hatte ſelbſt die Freiſprechung be-

antragt, die dann das Gericht auch ausſprach.

Stadt Cheater.
Der große Name. Luſtſpiel von Viktor Lson und Leo

Feld. Die beiden Autoren haben in ihrem Stück woraus
ſie die Berechtigung herleiten, es „Luſtſpiel“ zu nennen, muß
man uns erſt noch begründen! den recht löblichen Verſuch

Achtung, Fabrikarbeiter! Jn der chemiſchen Fabrik von
Goldſchmieden, H. Bergins u. Ko. in Trotha ſind Differenzen
ausgebrochen. Es wird erſucht, alles Nachfragen nach Arbeit
zu unterlaſſen und jedes Angebot zurückzuweiſen.
Verband der Fabrikarbeiter Deutſchlands, Zahlſtelle Halle a. S.

Todesſturz vom Baugerüſt. Auf dem Platz des ſtädtiſchen
Elektrizitätswerks an den Pulverweiden hat ſich heute früh
gegen 11 Uhr bei dem Bau des turmartigen Kaminkühlers einoder Hausumſatzſteuer iſt alſo eine durchaus gerechte indirekte t z x unternommen, ſo etwas wie eine Satire auf den modernenSteuer. Man bedenke nur, daß in Halle der Grund und Boden tödlicher Unglüdsfall ereignet. Der 20 jährige Zimmermann Fperetlenunfüg zu ſchreiben. Viel ſt allerdings nicht dabei

um 750 Proz. geſtiegen iſt. Hermann Rowold ſtürzte plötzlich mit einem Konſolgerüſt, das herausgekommen. Das Stück iſt ſaft- und kraftlos, es fehlt
ihm das Salz, das es ſchmachhaft macht, und nach Geiſt und
Witz ſucht man vergeblich. Zu einem wirklichen herzlichen
Lachen wird man nicht ein einziges Mal gedrängt, deſto mehr
machen aber die beiden Autoren in verlogener Rührſeligkeit.
Da iſt der Wiener Operettenkomponiſt Joſeph Höfer, ein Uni-
kum von einem Menſchen. Von ſeiner Lperettenfabrikation,
durch die er zum „berühmten“ und reichen Manne wurde, hält
er ſelbſt nicht viel und die von ihm komponierte Walzermuſik
kann ihm, wenn er ſie auf dem Klavier oder dem Leierkaſten
ſpielen hört, zur Verzweiflung bringen. Aber ſo ein ſchlechter

Bei der Ardeit die Beine verbrannt hat ſich heute früh der Muſikant er auch ſein mag, als Menſch iſt er grundgütig
Arbeiter Wilhelm Kraft in der Fabrik von Er kam beim T. eine Seele r einem wie e ſein
Transportieren eines mit Rotguß gefüllten Tiegels an einer früherer Freund Brandt, ein voller Muſi St nd hr
engen Stelle des Gießraums zu Fall. Die glühende Maſſe ging l das Konſervatorium beſuchte, ſich in Elend und No
ihm über die Füße, die ſtark verbrannt wurden. Außerdem efindet, iſt er ſofort bereit, ihm zu helfen, obgleich Brandt ihm
trug der Verunglückte durch Spritzer verurſachte Brandver- die Jugendgeliebte vor der Naſe weggeheiratet hat! Vergeb-

verband erhalten hatte, brachte man ihn mit einer Droſchke bühnen kümmerlich genug durchſchlagen mußte, den Verſuch ge-
nach ſeiner in der Marthaſtraße belegenen Wohnung. macht, für ſeine Kompoſitionen einen Verleger zu finden. Man

Eine Warnung für das Kaufen von Eis erläßt die Polizei chickt den unbekannten Muſiker, der keinen „Namen“ hat, die
danuſkripte ſtets zurück. Da gibt Höfer ſeinen „großenbehörde. Sie macht darauf aufmerkſam, daß auch im ver- ne S z. ts gelangt auf dieſe Weiſegangenen Winter Eis in die Stadt eingeführt worden, das von Namen“ her eine Sinfonie Brandts g 8 ſe Weiſ

z fü Brandt z ögen;der Saale, der ſogenannten „toten“ oder „alten“ Elſter hinter der r ine Jeeundes Weg u r
Burg i. A., der Würfelwieſe, der Ziegelwieſe, den Paſſendorfer Schlage zu Anerkennung und Ebren.
Wieſen und dem Paſſendorfer Teiche ſtammt. Dieſe Gewäſſer Man ſieht ein wenn auch nicht neuer, ſo doch überaus dank-
ſind durch Abfallſtoffe bedenklichſter Art, die bei dem Gefrieren grer Stoff für ein Luſtſpiel und Gelegenheit genug, ſozialen

h en e re Zuſtänden unter denen das wahre Talent verkümmert undſundheitlichen Rückſichten wird deshalb gewarnt, derartiges Eis di Feiehteſte Talmifu w. Sat;2 nur die ſeichteſte Talmikunſt Erfolg hat, mit ätzender Satirein direkte Berührung mit Lebens- und Genußmitteln (nament- energiſch zu Leibe zu gehen. Soweit hat es indeſſen bei Léon
zu Krineeſt e rerwe 4 r r W und Feld nicht gelangt; ſie haben anſtatt eines friſchen Luſtolche Zwecke nur Kunſteis zu verwendzn, das aus and- Ig. e eg R v z ſchrifreiem Waſſer hergeſtellt iſt. z ſpiels ein ſentimentales Rührſtück geſchrieben, in dem viel,

ſehr viel und geiſtlos geſchwätzt wird und deſſen handelndeStadttheater. Am Mittwoch nachnStag 3 Uhr findet in nd Geſchehniſſe uns höchſt unwahrſcheinlich erRückſicht auf die Schulferien eine einmalige Klaſſikeraufführung Ferſonen u ſchehniſſ höchſ hrſch ch
e ſcheinen.von Minna von Barnhelm zu ganz kleinen Preiſen ſtatt. Die Intereſſe konnte nur die flotte Darſtellung des StücksPreiſe bewegen ſich von 25 Pfg. für den billigſten bis zu v zbeanſpruchen. Hier tat ſich namentlich Hellmut Pfund als

1,30 Mk. für den teuerſten Platz. Mittwoch abend wird Der Höfer mit einer vortrefflichen Leiſtung
Roſenkavalier in der bekannten Beſetzung zum vierten Male hervor; den Menſchen wie den impulſiven, nervöſen und über
gegeben. Donnerstag findet in Abänderung des Repertoirs eine ſpannten Künſtler verſtand er in ſeinen Eigentümlichkeiten
nochmalige Wiederholung von Glaube und Heimat ſtatt, da die gleichermaßen gut wiederzugeben; nur hätte er gern eine
neunte Aufführung am Sonnabend ausverkauft war. Kar etwas ä lierc Maske wählen dürfen. Den Muſiker Brandt,
freitag geſchloſſen. Sonnabend Fauſt, erſter Teil von Goethe. das verkannte Genie, gab Walter Sieg recht wirkungsvoll.
in vollſtändig neuer Jnſzenierung durch Karl Scholling. Die Marie Schlomka als Stephanie und Johanna Zimmer-
Muſik, von Profeſſor Arno Kleffel komponiert, gelangt hier mann als Senta waren voller Liebreig und Schelmerei. Zwei
zum erſten Male zur Aufführung. (Die Uraufführung erlebte farbloſe Rollen, die eines Librettiſten und die eines Muſilkver
ſie am Hoftheater zu Dresden.) Für die Oſterfeiertage werden legers wurden von Guſtav Rudolph und Georg Thies
ſchon von morgen ab Beſtellungen angenommen und ſei in Nach- ausgezeichnet geſpielt.
ſtehendem das Repertoir bekanntgegeben: Oſterſonntag nach Das Haus ließ ſich durch die Harmloſigkeit und Unzuläng-
mittag Glaube und Heimat, abends Der Roſenkavalier. Mon eſt des „Luſtſpiels“ nicht enttäuſchen und ſpendete ſogar noch
tag nachmittag Der Graf von Luxemburg, abends Königs- lebhaft Beifall. Wahrſcheinlich wollte es den Verfaſſern damit
a en die Der e piele unter Mitwirkung Unrecht geben und ad geulus demonſtrieren, d es n

er Vorverkau Ur di gallererſter Künſtler der Hofopern Berlin, München, Dresden, des „größzen Namens“ bedarf, um beim Publikum Anerken
S nung zu findenMannheim und der Stadttheater Hamburg und Leipzig iſt in e W e

e 4 12 S 8 Fz ie Kä f. 92 83 t tetin Szene geſetzt, um die Wucherpolitik mit dem Getreide uſw. An n e rings z t e
durchzudrücken. Profeſſor Brentano hat berechnet, daß ein Ar Fſolde Anter Lentang Won a MRitiſch uns h

e T ſonſ üſſ jer- e ug De d erbeiter 13 Tage im Jahre umſonſt arbeiten müſſe, um das her 7. Mai, Fidelio, in dieſer Woche bis Donnerstag abend er
auszuſchuften, was die Verteuerung des Brots ausmache. Da miäßigte Preiſe feſtgeſetzt ſind. Sonnabend vormittag 10 Uhr
zu kommen noch 5 Tage, die für den Fleiſchwucher geopfert wird der Einzelverkauf zu Triſtan oder Fidelio eröffnet und
werden müßten. Der Staat bekommt von den Fleiſchzöllen nur l dann iſt der volle Preis zu zahlen.

mangelhaft befeſtigt geweſen ſein ſoll, aus der Höhe von 36
Meter auf den Bauplatz hinab. Der Verunglückte brach bei
dem Sturz das Genick und war auf der Stelle tot.

Bemerkenswert iſt, daß ſich bei dieſer Gelegenheit heraus-
ſtellte, daß auf der Bauſtelle das vorgeſchriebene Verbands
zeug fehlte. Einem Delegierten der Bauarbeiterſchutzkom-
miſſion, der die Bauſtelle auf eventuelle andere Mißſtände
unterſuchen wollte, hat man des Platzes verwieſen.

Wenn aber noch die Steuerſumme, die der Deutſche auf
in direktem Wege zahlt, durch den Steuerzettel verlangt
würde, entſtünde eine helle Rebellion. Es iſt eben nicht all
gemein bekannt, welch ungeheure Summen an Steuern jeder
Deutſche zu zahlen hat. Man kennt die Rieſenziffern nicht.
Es gibt im Deutſchen Reich nichts, was etwa von Steuern
verſchont bliebe: Von der Wiege bis zum Grabe, vom Hemd
chen, das der Säugling als Bekleidungsſtück erhält, bis zum
Strick oder dem Tuch, mit dem der Sarg in die Grube ge
laſſen wird, iſt alles mit Steuer oder Zollabgaben belaſtet.
Der Vortragende geht des näheren auf die einzelnen Ver
brauchsſteuern ein und nennt als älteſte Verbrauchsſteuer die
Salzſteuer. Früher hat die Einführung derſelben zur
hellſten Empörung, zu Revolutionen geführt. Die Tabak
ſteuer hat ebenfalls im Laufe der Jahrzehnte ſchwere Schä
den den in dieſer Jnduſtrie beſchäftigten Arbeitern gebracht.
Dazu kommt noch die bedeutende Verteuerung der Produkte.
Jn angenehmer Erinnerung iſt auch noch die Zündholz-
ſteuer und die Beſteuerung aller Beleuchtungsmittel. Eine
Steuer, die den Produzenten außerdem noch einen Extra-
profit verſchaffte, iſt die Zuckerſteuer. Millionen zuviel
gezahlter Steuern ſind aus den Taſchen der Steuerzahler in
die der Fabrikanten gewandert, und zwar in Form von Prä-
mien. Die Bierſteuer hatte auch ihre Eigenart. Feſt-
geſtellt iſt, daß der Bierverbrauch durch die Verteuerung um
10 Proz., der Malzverbrauch aber um 11 Proz. geſunken. Mit
anderen Worten: Das Bier iſt jetzt bedeutend ſchlechter, dün-
ner, geworden. Der Branntwein war früher der Retter
des preußiſchen Staates. Der preußiſche Fuſel beherrſchte bis
in die ſiebziger Jahre ganz Europa, bis Rußlands wirtſchaft-
licher Auſſchwung es bewirkte, daß Preußens Schnapsjunker
vom Weltmarkt ausgeſchaltet wurden. Der Schnapstrinker
hat jetzt nicht nur die Steuer, die der Staat von ihm erhebt,
zu zahlen, ſondern auch noch dem Brenner extra eine Prämie
zu zahlen. Durch den Leipziger Beſchluß, der den Krieg der
Schnapsépeſt erklärte, iſt eine jährliche Einbuße von 10 Mill.
Mark den oſtelbiſchen Fuſeljunkern zugefügt worden. Und
wenn die Arbeiterſchaft ſo weiter ihre Schuldigkeit tut, wird
man die Schnapsliebesgaben bald ganz abſchaffen müſſen.
Dazu gebört aber, daß in die dunkelſten Gegenden die Fackel
der Aufklärung getragen wird.

Auf die Zollpolitik eingehend, bemerkte Redner, daß die
Junker früher gar nicht die Getreidezölle haben wollten.
Die Väter des Schutzzolls waren die Großinduſtriellen, die bei
der Gründung des Reichs die Freunde Bismarcks waren. Erſt
mit den Attentaten der Nobiling und Hödel, die nichts mit der
Sozialdemokratie zu tun hatten, wurde im Deutſchen Reiche
der koloſſale Wirrwarr angerichtet. Die Attentatshetze wurde

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.

ſ nur Wochentags von 11/2-12 Uhr und abends vonSprechſtunden gut Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags

geſchloſſen. Telephon Nr. 1541.

eerrrene S

Flendend weisse Wäsohe

erzielt man mit

Gebhardt S. (Zwingerſtraße 26). Eheſchließungen Kaufmann
Poſtboten Ehlers S. (Meckel Rickmeyer und Agnes Zimmer-
ſtraße 15). Kellner Wiegelmann mann (Leipzig u. Wielandſtr. 8).
Tocht. (Martinſtr. 17). Schneider Dachdecker Wilken und Anna
meiſter Kleinau aus Wolfenbüttel Körner (Große Wallſtraße 24.
Sohn (Pfälzerſtr. 9). Arbeiter Operationsgehilfe Teichmann und

A. cS J

i d

Dlegants Herren Anzüge

ganz unter Preis.
Herren-Anzüge 13 16 19

ſtatt 20 24 28

m
S EMNMPD*LVER

Dr. Thompson“

SEIFENPULVER

T Paket 15 Pig.

Schütze T. Liebenauerſtr. 161).
Arbeiter Hahn T. (Untervplan 9)
Kaufmann Herrmann S. (An-
halterſtr. Poſthboten König S.
(Freiimfelderſtr. 15). Kgl. Eiſenb.
Gütervorſteher Wilhelm T. (Weg-
ſcheiderſtr. 22). Arbeiter Bothur
Sohn (Schloſſerſtr. 16).

Geſtorben: Polizeikanzliſt a. D.
Taubert, 66 J. Königſtraße 1).

Martha Naumann (Leopoldtſtr. 4
und Gabelsbergerſtraße 10.
Klempner Julich und Emma
Damm Sennewitz u. Neumarkt-
ſtraße 6). Arbeiter Fuchs und
Marie Dietrich Schwetſchkeſtr. 5
und Schillerſtraße 40). Hilfs-
weichenſteller Budek und Anna
Thomas (Leipzig und Reilſtr. 41.
Tapezierer Conrad und Martha
Mansfeldt gen. Förſter (Mühl-Reifenmacher Trenſch, 56 J. Juden(An der Schwem Kaſſen weg 25 und nnd 20.Herren- Anzüge 21 24 292 Waschservice Standesautlicde Racdritten See eng en ten

30 35 12 mit mod. Maloreien. grosse Auswahl. Halle-Süd (Steinweg 2) 10. April. ſtraße Handelsmann Hage-Donath Berlin und Harz 25.
ſtatt 0 F Ritter G. m. Aufgeboten: Arbeiter Starke dorn, 78 J. (Beeſenerſtraße 10). Schloſſermeiſter Kirchner undJünglings- Anzüge v v n b. H. u. e Cammnitius (GlauchaerSlrbeiters Pabſt T., 6 M. (Stein Margarete Froſch h rOBmer- alio ſchon von 6 M. ab. Leipzigerstrasse 90. r 8 38 und n 3). weg 36). Korbmacher Nützer, Wer Weäſeng mr Weite
e Na er Lunau U. Auguſte Her 60 J. (Graſeweg 2/3). Verſtorb.Knaben-Anzüge, Rosen ete. ſurt t geſgice e mir das t uwenden e noterſe. 14 und

t. bill. Pr motiv-Hilfsheiz (aſch u. Klar 11 J. (Klinik). Weichenſtellerin 088arn Auswahl zu nlent gekann viesn Osterkurten Deparade Halle und Gerbſtedt). 2. Kl. Kiuge aus Diemitz, u J. Geboren: Arbeiter Peter S.
9 Arbeiter Held u. F. Gille (Weß- Pianofortehändler Lüders, 62 J. (Burgſtraße 55). Kutſcher Schade

er 9 W See r Kitegtr z Fald e u. 7und A. S alle u. Gran- T., 10 Std. (Mauerſtraße 8). Arbeiter Rath S.
ütz). Maler Hauſchild u. Anna 8 Becker Eh Schuhmacher Henze S. (Ludw.

BI 5 Schmeerstr. 5. W Maitestharten ſchütz). M Feuerwehrmanns Becker Ehefrau r L
Weiſe (Jena). Frida geb. Töpfer, 31 J. (Großer Wuchererſtr. 63). Former ZieglerS in großer Auswahl. „Ebeſchliezungen Krankenvſleg. Berlin Jnvaliden Dittmann S. (Felſenſtraße 2).

Zu beziehen durch die Weiſe u. Emma Meyer Meide- T. 2 J. (Freiimſelderſtraße 81). Geſtarben: Rentier Schäfer,

e 9 Ik z ha ch e m w. Muſikers Wav T 4 J. ler 56 J. (Advokatenweg 48). Se Kau mann Richter un ma berg 8). Bergarbeiter Schäfer eb. anke, 57 J. rle bentsche erst Solldarla- Fahrräder Paneelbretter e a I H mdllune, Schrader Ceſſingſtr. 4 u. Sagis- aus T iefenort, 29 J. (Bergmanns- Nahe t lebe a. d Leh

t auf Wunsch mit geschmackvollen Einlagen. 2u0 ar h er 8 r n troſt). mann, 78 J. (Leopoldſtraße 5).
7 5 G. m. und Erdmuthe Ranft (Adolfſſtr. tenſimt iJ S C- F. Ritter v. H. und Schülershof Arbeiter Halle-Nord Gr. Brunnenſtr. 32). 1 s Jahre

W en Leipzigerstrasse 90. Wohnungs Anzeigen un Anna e (Dies- c r r2 d geh Preislist. auerſtr u. Feldſtr. H. Aufgeboten: Dr. phil. Zügee Beeſen See her la i her er Qiens m. Sem mChactotteoburs vermieten erſtr. 8. nsfe e 50).
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mafo. Pflanzen
Boften

Margarine ist aus garantiert reinen und feinsten Pflanzenfetten
hergestellt, vorzüglich haltbar, leicht verdaulich, nahrhaft und

in Geschmack, Aroma und Aussehen bester

Naturbutter
gleich! Nur echt in Packungen mit dem Elefanten. Um Ver-
wechselungen zu vermeiden achte man genau auf Packung, Marke

und nachstehende Firma:

A. Moh n m t Altonenbahrenfelögaeene

Bevor Sie Jhre Wahl treffen, beſuchen Sie unſere

Kinder und Sportwagen-

Awstellung,
Kinderpor brikate 250von 3 e z

Klappfahrstühle

mod. la. Ausführung
von M. 60. bis

z 13

Kaltenwagen
degge u Porz rn 29

Peddigrohrwagen
eleg. Ausf. m. Gummi-
Räd. u. Porz.- Griffen

Ia. Ausführung, mit und
ohne Gummi- Räder

ſelt. gr. Ausw. v. 2450 b.

50

eroher Ausvedi. (5grten und Veranda Möbel
Garten-Figuren,

J Flumenläſten in weiß u. grän lackiert.

Naohfi.

Halle a. S., Gr. 54.

zu haben in der

573
Gonogsonge hafte BRuohärnekeroif,

und verſchied. mehr,

Könnern.
Arbeiter Verein „Frohsinn“

veranſtaltet M Sonntag d. 16. April (1. Oſterfeiertag) einen

Unterhaltungs Aben
unter Mitwirkung der Arbelter Liedertafel Glebdſchensteln.

t Freunde und Gönner ladet ein

Könnern.

Der Vorstand

Vohnungs-
Einrichtungen

in nur ſolider Ausführung

zu
1.400 500 600 700 800 en

empfiehlt

C. Schalble,
Gr. eigne Werkstätten,

Gr. Rärkerstr, 26.
Kataloge gratis und franko.Co ruch

Stubentüren, Fenſter, Fußboden,
Sparren, Valken, Säulen, Krane

Brennholz,
fuhren- und korbweiſe.

Otto Riohter.
Morgen, Mittwoch,
Schlachtefest.
gari 8 Uhr: Wellfleiſch.

6.28 2 Lecithin
22.11

tto Becker, Kröllwitz.

Zu beziehen durch: C. Eberwien Co-, Halle a. S.

orGentners
abelt btesSolſheſe,
e

S

Soeben erſchienen:

Wahrer Jakob 1911
Nr. 8.

Preis 10 Pf.

Gleich heit
Nr. 14.

Preis 10 Pf.
Zu beziehen durch alle Aus-

träger und die

Volksbuchhanädlung,
Harz 4243.

Mittwoch:

Schlachtefest.Marie Böttcher,
Triftſtraße 2.

Mittwochs:
Schlachtefest

ernhard Siegel,
Hafenſtraſze 47.

Täglich friſche Bratwurſt u. ge
hacktes Fleiſch à C 30 D.

Versuch überzeugt.

vom Handwerker, vom kleinen Be-
amten, vom Kaufmann, überhaupt von
jedem, der auf sein Aeusseres hült,
wird für billiges Oeld wirklich gut-
sitzende, tadellose Garderobe gesucht.
im Kaufhaus

erhalten Sio diese
darin leicht

zum Millionär
werden. Wir verkaufen von feinsten

für Herren-hbeſcieidung, Leipzigerstrasse II,
und können

Vom Arbeiter

m Stek. S, G, 4
d wie all. Putzartikel z. ſehr bill. Preis

0 s Unter

Seido

puletots

Herrschaften nur wenig getragene,
in den erston Werkstätten Deutsch-
lands und des Auslandes teils auf

eurbeitet, in Stoff und Halt-
arkeit unübortroffene

Anzüge 10, 15, 20
8, 12, 18

Abteilung II
Hlegante neue chlke Garderoben.

Kauſnam für Hecreubehlleidun,,

G. m. b. H.,

Leipzigerstr. II eeeebaber
9

80

Stufenleitern
extra ſest, Stufe 60 Pf.

C. F. Ritter
Leipzigerstrasse 90.

S butgebend. Materialgeschätt.

mit Schnapsschank und
x Kausſchlachten (Eckladen), ſich.

Erxiſtenz, unt. günſtig. Beding.
X evil. m Haus zgrundſtück, z. verp.
x od. z. verkauf. Angeh. unt. B. U.

X 6653 an Rud. Mosse, Halle S

Bis Oſtern 1 Postetn chic garnierte

Damenhüte,
Modernisteren

Schmeerstr. S I, Vorderhaus.

Militärstiefel,
neue u. getr. Halbſtiefel, ferner
Schnürſchuhe, Gruvbenſchuhe
Kinderſtiefel, gr. Ausw. do
w. a. Schuhe u. Stiefel m. g. gebr.
Riemenled. bill. beſohlt u. repar.
4. Sternlicht, Alter Markt 11.

Bandwurm a of
S

2Verſchiedene Kuren habe ich gemacht, 5
um den läſtigen Bandwurimm los zu
werden, aber alles verſagte; ich ließ Jmir daher Jhr Bandw: irm mittel
Solitaenia ſchicken, welches von vor

i Wirkung war, und ſpreche Shnen hiermit weinen herzlich ſten Dank

aus und werde bemüht ſein, das 2Mittel weiter zu empfehlen. Hoch-

achtungsvoll Emma Schöps, Kl.Mochbern, im Mai 1910. Soli-
tuneonig f. Erwachſene 2,50 f. Kind.
1,50 iſt erhältlich in den Apotheken

el-Apothete, Kleinſchmieden 6,
irſch-Apotheke, Markt 17,
ohenzoll.-Apoth., Merſeb. Str. 20,

Löwen „Apot eke, Brüderſtr. 17

e Hyaieni 55 a
C. Kiappesdach. ans D C

m. Gummir. b. z. vk.
Gadelshergerstrassy 6. l. r

Kräuter- u. Altheebdonbons

gegen Huſten u. Heiſerkert empfiehlt

w. Ab. Hampe, el
„Jch litt ſeit 3 Jahren an gelbl.

Ausſchlag mit furchtbarem

Hauijucken.
S ein halbes Stück Zuckers

Patent- Medizinal Seife D. R. P.
Nr. 138988 habe ich das e vollſtändig beſeitigt. Zt. I Polizei
Serg.“ à St. 50 Pf. gt ig) u.
1.50 M. (35/oig, ſtärkſte Form). Da
zu Zuckooh Creme (nicht fettend u.
mild) 75 Pf. u. 2 M. Jn allen Apotheken, Drogerien u. Parfümerien
erhältlich.

Jeden Mittwoch
Schlachte Fest
F. Kluqgo, Beeseterstr.

Stubenbesen,
Borste u. Rosshaar, 65 80 4 1.26.4

C. F. Ritter g.
Leipzigorstrasso 90.

Billige Ausgabe!
308 Seiten ſtark.

Hürgerliches Geſet
mit gusführlichem Sachregiſter.

Preis nur 50 Pfg
Porto 10 Pfennig

Zu beziehen durch die
Volksbuchhandlung,

Halle a. S., Harz 42/43.

Das Mitglied des Gemeindeaber Verbandes,

Heinrich Albreceht,
Kl. Märkerstr. 3,

feiert am 14. April ſeine

silberne Hochzeöt,
Dies allen Freunden und Be

kannten auf Wunſch zur Nachricht.

SWegweiser für
Erscheim wöchentlich drelmal.

t An r J1 e

[Abrahiungsgeschätte

l äunsere eincaufenden Abonnenten.
W Uaserno Lesern bei Bedarf zur Beachtung empfohlen.

3
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Erscheint wöchentlich dreimal

T Truorne ofen aus und Lächengeräto Kolonialwaren [Bonneideroi-Gegarivariſroi] Weiss Woll Tapisserie
M. Thiele, Göbenstr. I, p. Christian Glasor, Gr. Klausstr. 24 K. Kuckenburg Rannischestr. 12.

EFrauereion u Fonier [Ronigknohen, Zuckorwaren
ahrräder u. Nähmaschinen iggle; cbwmeer-F. Cüniher, Naſe a. S. e Freanien Boct, et

NMNriketta, Kohlen

Richard Wolf, verläng. Königstr,

C Drogea und Farben
M Rädler, Rannischestr. 2.
Fritz Rust jan., Triftetrasso 29.

L n. Vorkauſsgeschaäfte
F. Heonsieke, Kl. WVrichstr 15.

Tisen- und Stahiwaren
V. r. Lindenbabn, Königstr 8

Heiseherwelster, Wurstfahriken

J. Alestermann, Advokatenweg 27.
Franz KLunze, Burgstr. 59

Mersebarger-
etrasse 105.

Robert Schäfer, Königstr.
Otto Vlbrieht, Backerstrasse 1

KRandleiterwugen- Fabriken

Theodor Lähr, Leipzigerstr 94.
Oskar Kutscher, Moritzkirchhof 10
Ernst Seltmann Merseburgerstr. 10

Aate and Matren
Priedrich Flietner, Geustetr 23

Kartonagen

H. Ackermann, Merseburgerst. 61
Franz Geyeor, Gr. Brunnenstr. 32 p

C. Lange sen., Kl Wriabstr, 26.
Rathansstr. 6
Teleph. 1093

Eruet Weindold

Lederhandliungen

F. C. Wisceſ, Hanwiat11

l. Zengerng, Schun J.
Spedition, Möbeliransport

0. Kästner Ca. Brunoswarte 36
Wilh. Müller, Brunnenstr 53

Herm Sehmidt, Gertstr 23

W Schmeil, Wuchererstr. 40.

Kaulhäuser u
U an arie Serenet An

I Möbel-Magarine
An Hall. Ttchiermett. u

[Trotograpisens Atoliors
Kinderwagen

Theodor Lühr, Leipzigerstr 94.
Kicharä Saröter, Steuer 17.

Whren- u. Joldwaren

frieerich etmann, e es

Robert Koch, ustrasse 44
Albert Mennicke, Gr. Steinstr. 62
A. Schkäfer, leipzigerstr. 92.
A. Woeiss, Kleinsehmieden 6.

eine u. Fruohtaatte ote.
M Kade Nacht., Leipzigerstr. 93.Max Kün-zot, AMagaeburgeretr 59

Fran Bamme, Lindenstr, 56.

Zahn- Techniker T

WülyKader, iel e Tun
Zigarron handlungen

F. Soldmaua, Konigstrasse 86
Schubert, William Zigarren undSchulartikel, ruehett.teega T.

Julius Wiodomann, Schmeorstr 4,

Sanitäts-Drogerie, h. hoch.
Ammendorf Radewell

Halloschestr. 65. Hauptstr. 20.
A. HMormann, Uhrmachoer.
O. Probsthayn, Bettt.-Rein.-Anst,
W. Wänscher, Schuhwaren,

Für die Jnſerate verantwortlich: Rob. Jlgnex. Drug de der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H. Berleger: vorm. Aug. Grof jetzt A. J ähnig. Sämtl. i. Halle a. S.



2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 87

Aus den Hachbarkreilſen.
Jentral-Agitationskomitee.

Freitag, den 14. April, 10 Uhr, erweiterte Geſamtſitzung im
Volkspark, gemäß dem Beſchluſſe der letzten Sitzung.

Vom Kampf gegen die Arbeiter-Turnbereine.
Ein Urteil von prinzipieller Bedeutung für die Arbeiterturn-

vereine hat am Sonnabend das Oberlandesgericht in
Naumburg gefällt. Jn dem Arbeiterturnverein in Arn-
ſtadt hatte der 15 Jahre alte Pulvers als Turnzög-
ling Aufnahme gefunden. Die Polizei deduzierte: Die Mehr-
heit der Mitglieder des Vereins ſind Sozialdemokraten, ergo
iſt der Verein ein politiſcher, es dürfen deshalb Perſonen unter
18 Jahren an den Veranſtaltungen des Vereins nicht teilneh-
men. Die Polizei hatte auch feſtgeſtellt, daß Pulvers an den
Turnſtunden und an einer Turnfahrt teilgenommen hatte, und
bedachte ihn mit einem Strafmandate von einer Mark. Hier-
gegen wurde Einſpruch erhoben. Das Schöffengericht ſprach
P. frei und ſtellte feſt, daß er als Zögling nicht die Rechte eines
Mitglieds hatte, nicht an Verſammlungen teilnahm, auch in
den Turnſtunden auf die Zöglinge in politiſcher Hinſicht, zum
Beiſpiel durch Singen von Tendenzliedern, nicht eingewirkt
würde.

Gegen dieſes Urteil legte der Staatsanwalt Berufung ein.
Das Landgericht in Erfurt beließ es bei der Freiſprechung,
fügte aber als weiteren Freiſprechungsgrund hinzu, daß dem
Angeklagten auch die Einſicht der Strafbarkeit ge-
mangelt habe.

Die Staatsanwaltſchaft beruhigte ſich bei dieſem Urteile noch
nicht und legte Reviſion ein. Das Oberlandesgericht hat die
Reviſion verworfen und ebenfalls auf Freiſprechung er-
kannt. Der Staatsanwaltſchaftsrat Dr. Bölefahr beantragte
ſelbſt die Verwerfung der Reviſion er führte aber als Grund
nur an, es ſei einwandfrei feſtgeſtellt, daß dem Angeklagten die
Einſicht der Strafbarkeit gemangelt habe. Der Vertreter des
Angeklagten, Rechtsanwalt Heine-Berlin, beantragte aber
unter eingehender Begründung die Verwerfung der Reviſion
aus dem Geſichtspunkte, daß überhaupt eine ſtrafbare
Handlung nicht vorliege. Der Senat ſchloß ſich den
Ausführungen des Verteidigers an. Zur Urteilsbegründung
wurde ausgeführt: Der S 17 des Reichsvereinsgeſetzes geſtatte
ausdrücklich die Teilnahme Jugendlicher an Veranſtaltungen
zu geſelligen Zwecken, ſelbſt wenn man annehmen wolle, daß
fraglicher Turnverein ein politiſcher Verein ſei. Als ſolche
Zwecke ſeien auch Sport und Turnen anzuſehen, denn
eine Einwirkung auf politiſche Angelegenheiten könne gar nicht
darin erblickt werden. Nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes
hätte Pulvers von vornherein nicht in Strafe genommen wer-
den dürfen. Deshalb rechtfertige es ſich auch, daß nicht nur
die Gerichtskoſten der Staatskaſſe auferlegt,
ſondern daß auch dem Angeklagten die ihm entſtande-
nen notwendigen Auslagen erſtattet würden.

Durch dieſes Erkenntnis des in ſolchen Sachen höchſten Ge
richtshofes iſt der willkürlichen Geſetzesauslegung ein Riegel
vorgeſchoben und die Teilnahme von Turnzöglingen an den
Turnſtunden der Arbeiterturnvereine auch nach dieſer Seite
hin geſichert, d. h. ſolange geſichert, als ſich die Polizei keine
weiteren Uebergriffe geſtattet. Nach der Ungeniertheit, wie
man ſich über das Urteil des Reichsgerichts in der Frage der
Zulaſſung von Turnzöglingen hinweg ſetzt, iſt leider anzuneh
men, daß auch dieſes Urteil Polizeiſchikanen nicht für immer
beſeitigt.

Der Kampf im Steinſetzergewerbe
wird in bedeutend verſchärfter Form weitergeführt. Mit Hilfe
der ſchwarzen Liſten machen die Unternehmer ſelbſt Per-
ſonen brotlos, die mit der Bewegung gar nichts zu tun haben.
Der Unternehmerverband hat durch ſeine maßlos harten Geld
ſtrafen ſogar Unternehmer gezwungen, ihre Steinſetzer, die
beim Ausſchachten oder in Steinbrüchen beſchäftigt waren, aus
zuſperren. Kalten Blutes zieht man die Strafen von den Mit-
gliedern des Unternehmerverbandes ein. Unverſtändlich iſt es,
daß ſelbſt Land räte den Unternehmern erklären, ſie müßten
dieſe Strafen bezahlen. Wenn es den Arbeitern auch gleich
ſein kann, wie die Unternehmer ſich untereinander züchtigen,
ſo muß doch ganz entſchieden dagegen proteſtiert werden, daß
man hierdurch beſtehende Geſetze verletzt. Bedauerlich iſt es,
daß die Behörden ſo intenſiv für die Unternehmer eintreten.
Da es ſich bei den Unternehmern darum handelt, die Arbeiter-
organiſation niederzuknütteln, ſo iſt uns dieſe Stellungnahme
allerdings verſtändlich. Würden ſich die Unternehmer nicht
auf dieſe Hilfe verlaſſen können, dann dürfte der Gewaltſtreich
längſt mißlungen ſein. Man muß nur die Schriftſtücke leſen,
welche der Unternehmerverband an die Behörden gerichtet hat,
dann iſt der Schlüſſel zur Löſung gefunden. Grau in grau
gemalt, alles günſtige für die armen Unternehmer unter
ſtrichen, jede ihrer Bedingungen, die gegen alles kulturelle
Empfinden verſtoßen, weggelaſſen, ſo ungefähr ſehen die „Auf-
klärungs“briefe der Herren aus.

Da 13 Firmen den neuen Vertrag mit ihren Arbeitern unter
zeichnet haben, ſo fordern die Ausgeſperrten die Behörden auf,
dic projektierten Arbeiten auch zur Ausführung bringen zu
laſſen. Jedenfalls ſind dieſe Firmen genau ſo leiſtungsfähig,
als die Herren, die nicht mehr arbeiten wollen. Wenn man
nicht den Vorwurf der einſeitigen Parteinahme verdienen will,
dann gebe man auch die Arbeiten heraus.

Am Schluſſe der vergangenen Woche ſtanden im Kampfe 286
Perſonen, wovon 217 zu unterſtützen waren. Jm ganzen Be
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zirk haben ſich nur 43 Streikbrecher den Unternehmern in die
Arme geworfen Zu neuen Bedingungen ſtehen bei 13 Firmen
60 Mann in Arbeit.

Eisleben. Bergarbeiter, Vorſicht! Jn der Eisleber
Keimnz ſucht die Kalifabrik Dorndorf bei Salzungen Fabrikarbeiter.

ir wollen darauf hinweiſen, daß die Arbeitsverhältniſſe dort
derart miſerable ſind, daß fremde Arbeiter gar nicht oder nur ſehr
ſchlecht exiſtieren können. Die Tagelöhne gehen bis unter 3 Mk.
herunter und dabei ſetzt es Strafen über Strafen. Die Ocrgani-
ſation wird nicht geduldet. Die einheimiſchen Arbeiter betreiben
nebenbei etwas Landwirtſchaft, damit ſchlagen ſie ſich kümmerlich
durchs Leben. Die Verhältniſſe des „Dorados“ laſſen es begreif
lich erſcheinen, daß man unter den durch ihre Anſpruchloſigkeit
und Zufriedenheit bekannten Mansfelder Bergarbeitern Dumme
t finden glaubt. Es wird jeder ſelbſt ermeſſen können, ob es
ür ihn vorteilhaft iſt, wenn er auf die Offerte eingeht.

Sangerhauſen. Zur Reich stagswahl. Die nationallibe
rale Partei des Wahlkreiſes Sangerhauſen Eckartsberga hat für
die kommende Reichstagswahl als Kandidaten ihrer Partei Herrn
Juſtizrat Friedrich in Sangerhauſen aufgeſtellt. So lautet
eine kurze Notiz, die ſich geſtern in der Sangerhäuſer Zeitung
befand. Wann dieſer Beſchluß gefaßt worden iſt und welche Per
ſonen bei dem Schachergeſchäft mitgewirkt haben, wird ſchamhafter
Weiſe verſchwiegen. Nun wird die Oeffentlichkeit wohl auch bald
erfahren, warum der „freiſinnige“ Lehrer Troll die Kandidatur
niedergelegt hat. Oder auch nicht.

Bitterfeld. Betrügereien auf dem Landratsamt. Auf
dem hieſigen Landratsamt ſind bereits vor längerer Zeit umfang-
reiche Unterſchlagungen feſtgeſtellt worden, die jetzt endlich an die
Oeffentlichkeit gedrungen ſind. Eine Gerichtsverhandlung ſoll in

naher Ausſicht ſtehen. Jetzt iſt auch der frühere Kreis-
ausſchußſekretär Friedrich wegen großer Unterſchlagungen
in Unterſuchungehaft genommen worden. Die veruntreute Summe
beträgt etwa 40 000 Mk. Das ſind ja niedliche Zuſtände, die
uns da aus einer preußiſchen Landratsſtube enthüllt werden. Die
Ehrenliſte des Reichsverbandes hat alſo in letzter Zeit wertvolle
Bereicherungen erfahren.

Roitzſch. Mit der Lokalfrage beſchäftigte ſich am Sonn-
tag eine gutbeſuchte Verſammlung. Nach eingehender Diskuſſion
wurde folgender Beſchlnß gefaßt: Die drei Gaſtlokale Zur
grünen Tanne, Stadt Potsdam und Gaſthof zur
Glocke ſind zu boykottieren. Sämmtliche anderen Wirt-
ſchaften ſtehen der Arbeiterſchaft zur Verfügung. Die Einigungs-
verhandlungen ſind als geſcheitert zu betrachten. Die Wirte ſehen
es gern, wenn die Arbeiter kommen und ihr Geld verzehren, aber
zu Verſammlungen geben ſie die Räume nicht her. Dabei fordern
die Arbeiter nichts andres als Gleichverechtigung gegenüber den
anderen Bevölkerungsſchichten, und keine Sonderrechte. Es iſt
Pflicht eines jeden klaſſenbewußten Arbeiters und jedes gerecht
denkenden Einwohners, die drei Lokale nach Möglichkeit zu meiden.
Die Leitung des Lokalkampfes liegt in den Händen einer Kom-
miſſion, deren Anordnungen jeder Partei- und Gewerkſchafts-
agenoſſe zu befolgen hat. Darum, ihr Arbeiter, übt Solidarität!

Eilenburg. Die Scharfmacherclique in Verlegen-
heit. Daß den hieſigen Fabrikanten jedes Mittel recht und keines
ſchlecht genug iſt, um die lieben Arbeitswilligen nach hier zu
locken, kann aufs neue bewieſen werden. Kürzlich kamen wieder
einige Angeworbene nach Eilenburg, ohne mit den Verhältniſſen
vertraut zu ſein. Als ihnen die Situation geſchildert wurde, daß
ſie Rausreißerdienſte verrichten ſollten, bedankten ſie ſich für die
ihnen zugemutete Ehre und kehrten Eilenburg wieder den
Rücken. Zuvor teilten ſie den Ausgeſperrten mit, in welcher
Weiſe ſie angeſchwindelt worden waren. Die Dermatoid-Werke,
Paul Meißner in Leipzig ſuchten in der Donau Zeitung
Arbeiter. Auf, eine Anfrage bekam der Arbeiter Max Jndinger
folgenden Brief:

Dermatoid-Werke-Paul Meißner
Abteilung I Dermatoid Abteilung II Celluloid

Dikt. A. Leipzig, den 28. März 1911.
Herrn m Jndinger, Gütlerſohn

Pillham, Poſt Ruhſtorf, Krs. Landshut.
Antwortlich Jhrer Offerte vom 23. ds. Mts. auf unſere Annonce

in der Donau Zeitung diene Jhnen, daß Freitag, den 31. März,
und Samstag, den 1. April, unſer Vertreter, Herr Albert Abele
in Paſſau, Hotel goldne Sonne, weilt und können Sie ſich bei
demſelben vorſtellen. Es handelt ſich um Arbeiter in unſere
Celluloidfabrik in der Nähe von Leipzig. Ueber die Reiſe
nach hier würden Sie von unſerem Vertreter hören. Jedenfalls
würde ſolche am Samstag abend oder Sonntag früh erfolgen.

Achtungsvoll
Dermatoid-Werke Paul Meißner.

zneſer r war aus Leipzig fortgeſandt, um ja allen
Argwohn zu zerſtreuen. Nicht nur die Abteilung ll, auch Ab-
teilung 1: Dermatoid geht auf Arbeiterſuche, und zwar bemüht
man ſich zur Abwechſelung hier von Eilenburg aus bis nach
Böhmen. Der neulich mit zugereiſte Arbeiter Joſef Strobl
hinterließ folgenden Brief:

Betriebsleitung der Dermatoid-Werke Paul Meißner
Abteilung l. Eilenburg, den 20. März 1911.

Herrn Joſef Strobl
Liebauthal b. Eger i. Böhmen.

Wir empfingen Jyr heutiges Telegramm, worauf wir Jhnen
auf gleichem Wege antworten: „25 Mark Wochenlohn, 14 Tage
Kündigung, bei zufriedenſtellender Leiſtung Vertrag“, was wir
hiermit beſtätigen. Jhren gefl. umgehenden Mitteilungen, ob Sie
unter dieſen Bedingungen die fragliche Stellung am 1. April d. J.
antreten, bleiben wir erwartend

Hochachtend
Dermatoid- Werke Paul Meißner.

Die Betrievsleitung: A. Schulze.
Die Herren laſſen ſich alſo die ganze Geſchichte ein ziemliches

Stück Geld koſten, auch müſſen ſie bei dieſer Gelegenheit gleich-
zeitig die Lohnverhältniſſe etwas aufbeſſern, denn Anfangs-
löhne von 25 Mark pro Woche es bis jetzt noch
nicht im Dermatoid-Werke. s wird zwar etwas ſpät
werden, aber zu der Erkenntnis werden die Kapitalprotzen ſchon
noch kommen, daß es ein vergebliches Bemühen iſt, die Organi-
ſationen der freien Gewerkſchaften vernichten zu wollen.

Pehritzſch bei Eilenburg. Es hat gefruchtet. Die Kritik
des Volksblattes nämlich. Vor einigen Wochen berichteten wir

22. Jahrg. 3

über die herrſchenden miſerablen Schulverhältniſſe, die darin
beſtanden, daß man 43 Kinder in den engen, finſteren Garde-
robenraum des Dorfgaſthauſes pferchte, weil man es nicht für
nötig hielt, eine zweite Schule zu bauen. Der Gemeindevor-
ſteher war über den Zeitungsartikel begreiflicherweiſe nicht
ſonderlich erbaut; er ſoll ſogar zur Regierung nach Merſeburg
gefahren ſein und die Beſtrafung des böſen Zeitungsſchreibers
verlangt haben. Jedenfalls muß er dort aber gehörig abge-
blitzt ſein, denn 5ald darauf wurden die Schulkinder aus dem
finſteren Loche heraus nach dem Schulhauſe gebracht, in dem
jetzt abwechſelnd Vor und Nachmittagsunterricht abgehalten
wird. Hoffentlich wird nunmehr der mit allen Mitteln auf
die lange Bank geſchobene Bau eines größeren Schulhauſes
etwas beſchleunigt.

Landsberg. Die Aufnahme der ſchul pflichtigen Kin-
der findet am 24. April, vormittags 10 Uhr, ſtatt. Schulpflichtig
ſind alle Kinder, die bis zum 30. September d. J. das 6. Lebens-
jahr erreichen.

Torgau. Gemeindeabgaben. Mit Genehmigung des Bezirks-
ausſchuſſes und des Oberpräſidenten werden für das Steuerjahr
1911/12 an Gemeindeabgaben er ben 160 Proz. der Realſteuern,
60 Proz. Zuſchlag zur Betriebsſteuer, eine Gemeinde-Einkommen-
ſteuer von 160 Prozent der ermittelten Steuerzuſchläge und eine
Gemeinde- Einkommenſteuer von 160 Prozent von den Forenſen.
„Dommitzſch. Politiſche Verſammlung. Nachdem es auch

hier endlich gelungen iſt, einen Saal (die Konzerthalle) zu politiſchen
Verſammlungen zu erhalten, fand am Sonnabend eine Volksver
ſammlung ſtatt. Als Referent war der Genoſſe Menzel-Bitter-
feld erſchienen. Die Verſammlung war ſehr gut beſucht, auch
aus bürgerlichen Kreiſen hatten ſich zahlreiche Zuhörer eingefunden.
Die Lehrer waren faſt vollzählig zur Stelle. Genoſſe Menzel
ſchilderte die fortgeſetzte Ausbeutungspolitik des gegenwärtigen
Reichstags und widerlegte glänzend, beſonders in den kleinen
Gemeinden und Städten beſtehende falſche Meinung von der
Sozialdemokratie. Seinen zirka 1 ſtündigen Ausführungen
wurde allgemeiner Beifall gezollt.

Da ſich niemand zur Disknuſſion meldete, nahm Geuoſſe Vietz-
Torgau das Wort Er betonte, daß es endlich in Dommitzſch
gelungen ſei, einen Saal zur Abhaltung von politiſchen Verſamm-
lungen zu bekommen. Wie notwendig die Aufklärung der
Bevölkerung auch in Dommitzſch ſei, beweiſen die letzten Vor
kommniſſe. Bis vor kurzem bekamen die Stadtverordneten immer
noch 4 Meter Holz pro Jahr gratis. Dieſes machte durchſchnittlich
30 Mk. pro Jahr aus 12 Sitzungen finden im Jahre ſtatt, alſo
war das Amt eines Stadtverordneten nicht mehr ein Ehrenamt,
ſondern ein beſoldetes. Da aber die Regierung hierauf ihr Augen
merk lenkte, verzichtete man „freiwillig“ auf das Holz. Auch das
zurückgezogene Strafmandat der Polizeiverwaltung wegen der
Flugblattverteilung fand ſeine entſprechende Würdigung. Genoſſe
Vietz brachte am Schluſſe ſeiner Ausführungen folgende Reſolution
ein: „Die am 1. April 1911 in der Konzerthalle zu Dommitzſch
ſtattfindende Volksverſammlung proteſtiert entſchieden gegen die
vom gegenwärtigen Reichstag fortgeſetzt betriebene Ausbeutungs-
politik und verſpricht mit allen d erlaubten Mitteln dahin
zu arbeiten, daß dieſer Politik ein Ende gemacht wird. Die Ver
ſammlung verſpricht entſchieden dafür einzutreten, daß bei der
nächſten Wahl der Kreis Torgau-Liebenwerda durch unſeren
I Paten Genoſſen Guſtav Menzel aus Bitterfeld vertreten
wird.“

Die Reſolution fand einſtimmige Annahme. Es wird jetzt
Pflicht der Arbeiter von Dommitzſch ſein, den Wirt, welcher uns
ſeinen Saal zu Verſammlungen zur Verfügung ſtellt, auch ge
hörig zu unterſtützen. Ferner muß jeder Genoſſe nach Kräften
agitieren, damit der neugegründete Wahlverein immer ſtärker
wird und die Abonnentenzahl für das Volksblatt immer mehr ſteigt.

Mückenberg. Ein Prügelpädagoge. Die Tochter eines
hieſigen Arbeiters, Erna Werther iſt dieſer Tage von ihrem
Klaſſenlehrer, Herrn Haun in einer Art und Weiſe mißhandelt
worden, die den ſchärfſten Proteſt aller derjenigen herausfordern
muß, die aus pädagogiſchen und menſchlichen Gründen für Ab-
ſchaffung der Prügelſtrafe in den Volksſchulen eintreten. Der
Vater des arg mißhandelten Mädchens ließ ſich vom praktiſchen
Arzt Dr. Blödner die nach einigen Tagen noch ſichtbaren
Spuren der Mißhandlung durch ein Zeugnis beſcheinigen. Jn
dem Abtteſt heißt es:

„Das Kind Erna z wurde am 1. April 1941 von
der Mutter mir zur Unterſuchung vorgeſtellt. Sſelbe hatte
zahlreiche friſche Striemen, herrührend von Stockhieben am
Kopf und Rücken und zwar waren dieſelben wie folgt verteilt:

An der rechten Kopfſeite vor dem Ohr in der Höhe des Gehör-
anges nach dem Schädel, 9 em lange 1 em breite blutrünſtigeSrieme. die rechte Ohrmuſchel an dem oberen Rand dick ver

ſchwollen an der rechten Halsſeite iſt eine 55 em lange 14
em breite von vorn unten nach hinten oben verlaufende blut-
unterlaufene Strieme. Am unteren Drittel des rechten Ober-
armes eine bohnengroße zirkumſkripte Kontuſion ſichtbar. An
der linken Kopfſeite im behaarten Kopf eine 3 em lange em
breite blutige Schwiele. An der linken Schulter nach der linken
Bruſtſeite vom Rücken her laufende neue Striemen 5—6 cm
lang. Ueber dem linken Oberam 3 oder 4 kreuz und quer veriaufende Striemen, ferner zeigt der Rücken in ſeinem oberen
Teil viele ältere Striemen grün und blau verfärbt, die
ebenfalls von Stockhieben herrühren.“

Wie uns mitgeteilt wird, ſoll der Lehrer das Kind gegen den
Schrank geworfen und auf Kopf und Rücken ohne Rückſicht los
geſchlagen haben. Als der Mißhandler in der nächſten Unter-
richtsſtunde das Mädchen nochmals verprügeln wollte, bemerkte
er die Spuren ſeiner Tat und hielt inne. Er meinte, das Mädchen
ſolle zu Hauſe ſagen, es wiſſe nicht, woher die Striemen und blut
unterlaufenen Stellen herrührten: ſogar vom Schulbeſuch ſollte
das Kind auf einige Zeit befreit werden. Als der Vater des
Mädchens nach vergeblichem Beſuch beim Lehrer in berechtigter
Erregung über dieſe ſonderbare Erziehungsmethode einige ſcharfe
Worte verlor, wurde ihm gleich am andern Tage eine Beleidigungs-
klage zugeſtellt. Ueber die Mißhandlung zur Rede geſtellt, ſoll
der prügelluſtige Lehrer entgegnet haben, daß ihm eine Geldſtrafe
gar nichts tue, da er in der Haftpflichtverſicherung ſei. Hoffentlich
macht die vorgeſetzte Behörde dem Jugenderzieher auf eingelegte
Beſchwerde klar, daß er gar kein Recht hat, ſeine Schüler derart
zu mißhandeln. Vielleicht kommt auch bald die Zeit, in der man
von der Schulauſſichtsbehörde verlangen kann, daß ſie die Schul-
prügeleien verpönt und jeden Lehrer wegen eines ſolchen Ueber-
griffs dem Sörafrichter überantwortet. Es iſt überhaupt eine
Schmach, daß man in den Volksſchulen noch den Stock als Er
ziehungsmittel anſieht.

Vockwitz. Achtung, Parteigenoſſen! Am Freitag, den
14. April, abends 7 Uhr, findet im Hotel Waldau die Mitglieder

Fortgo leillbr für alle Zwecke
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anſtaltet der Wahlverein am 1. Oſterfei im Hotel Waldau
einen Unterhaltungsabend, beſtehend aus ter und Konzert.

derſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins ſtatt. Ferner ver

Der Eintritt iſt frei.

Halberſtadt. Unzuläſſige zum Hackfleiſch. Das Fleiſchbeſchaugeſetz verbietet Beimengungen von
eſundheitsſchädlichen Stoffen. Mehrere Fleiſchermeiſter in der
Umgegend von Halberſtadt hatten nun dem Hackfleiſch, um ihm

eine ſchöne rote Farbe zu verleihen, indiſchen Rohrzucker einge
mengt. Dieſer Stoff enthielt aber nach Auffaſſung des erkennen
den Richters die verbotene ſchwefelige Säure. Derartig zube
reitetes Hackfleiſch hatten die Betreffenden dem Publikum zum
Kaufe angeboten, mithin im Sinne des Geſetzes „feilgehalten“.
Das Landgericht Halberſtadt verurteilte deshalb die wegen Ver
gehens gegen das Fleiſchbeſchaugeſetz angeklagten Meiſter zu Geld
ſtrafen. Jn ihrer beim Reichsgericht anſtehenden Reviſion rügten
ſie Verletzung insbeſondere materiellen Rechts Jm Anſchluß an
die Ausführungen des Reichsanwalts wurde jedoch das Rechts
mittel verworfen, indem insbeſondere bemerkt wurde, daß es auf
die Menge der beigemiſchten ſchwefeligen Säure ebenſowenig
ankomme wie darauf, ob im Einzelfalle ein geſundheitsſchädlicher
Erfolg herbeigeführt worden ſei oder nicht.

Deſſau. Liebestragödie eines früheren Poliziſten.
Der frühere Poliziſt, jetzige Gas-Kontrolleur, Wilhelm Appelt
wurde am Montag früh in den Anlagen mit ſeiner Geliebten, der
19jährigen Lehrerin Elſe Eich ler, erſchoſſen aufgefunden. Offen
bar hat Appelt erſt das Mädchen und dann ſich ſelbſt erſchoſſen.
Appelt war verheiratet, lebte aber wegen ſeines ausſchweifenden
Lebenswandels ſeit Jahren mit ſeiner Frau in Unfrieden Wahr-
ſcheinlich ſind die Folgen des Liebesverhältniſſes, das Appelt mit
der Eichler hatte, die Urſache der Liebestragödie.

Altendurg. Das Monopol der Geiſtlichkeit. Jn allen
Orten Altenburgs, wie Altenburg, Ronneburg, Eiſenberg, Meuſel-
witz, Schmölln und Kahla ſind die von den Ardbeiterbildungs-ausſchnſſen geplanten Konfirmandenfeiern durch eine miniſterielle

Verfügung verboten worden. Am Palmſonntage durften nur
Veranſtaltungen für Konfirmanden unter geiſtlicher Leitung ab-
gehalten werden. iſt echt altenburgiſch, aber die Arbeiter
werden ſich zu helfen wiſſen.

Aſſerſei.

Sroßfener in Mänchen.
Em Monkag nachmittag entſtand in dem bekannten groen

Hotel Bayeriſcher Hof am Promenadenplatz in München
aus bisher unbekannter Urſache ein Großfeuer. Jn kurzer Zeit
ſtand der Dachſtuhl zwiſchen Promenadenplatz und Pranner-
ſtraße in Flammen. Das Großfeuer iſt das größte Brand-
unglück, das ſeit langer Zeit in München zu verzeichnen war.
Auf den Großfeueralarm hin eilte aus allen Teilen der Stadt
die Feuerwehr herbei, ebenfalls die Sanitätskolonne, Polizei
und eine halbe Kompagnie des Jnfanterie-Leibregiments. Der

roße Promenadenplatz war im Augenblick von einer unge-Frueen Menſchenmenge dicht beſetzt. Die Feuerwehr arbeitete

ſofort mit zwölf Schlauchleitungen an der Bekämpfung der hoch
emporſchlagenden Flammen. Nach zweiſtündiger Tätigkeit ge-
lang es, das Feuer zu bewältigen. Da der Frontgiebel einzu-
ſtürzen droht, wurden umfaſſende Sicherheitsmaßnahmen er-
griffen. Der Brandſchaden dürfte nach vorläufiger Schätzung
400 000 Mk. überſteigen. Die Urſache des Brandes iſt bis zur
Stunde unbekannt. Bei den Löſcharbeiten wurde ein Feuer-
wehrmann verletzt.

175er.

Der verheiratete Oberleutnant K. vom Trainbataillon
Nr. 8 in Koblenz wurde wegen Vergehens gegen
F 175 verhaftet. Ein fahnenflüchtiger Unteroffizier des

II
Bwroxter u. Beciter: Fosl BlSthges.

Vono Räusor! Bio Aprif-Soneatlon:
Das Mädchen auf Irrwegen.

845 UhrAnfasy Gewöhnliche Protse.Mittwoch zum 14. Mal Das Mädohen auf rrwegen,Donnerstag 2. 15. Na: Das Mädohen auf Irrwegen.

Empfehle bis auf weiteres

Hausschlachtene Wurstwaren
eus reinem Schweinegnt:

Rof-, und Sehwartenwurst à Pfd. 80 Pf.
Leber-, Bratwurst u. Gehacktes à Pfd. S0 Pf.

Zum Osterfestes
Friseheo TrinKeier à Handel ſ. 00 I.

E. GCerig, Triftſtraße 28.

Bernsteoin-Fuesboden-

trocknet über Nacht glashart,
1 kg 9.80, bei 5 kg 1.40 Mark.

Max Rädckler.
Rannischestrasse 2, Farbenhandlung,

Ecke Sternſtraße Telephon 3194.

aller Syſteme, ff. Fabrikat, in jeder Preislage
kauft man billig im Spezialgeſchäft. W

Auf Wunſch günſtigſte Teilzahlung

or R
bei kleiner Anzahlung.

Reparaturen sohnell und billigst.
Wnrdyhchste Nöhneschne Brüderſtraße 9a,Karl MNöller, am neuen Amtsgericht

Müller Menſch, wat rochſt Du denn da für ene
feine mmer? Die riecht ia wie rener
Hahbana!

Schulze: Ja, da ſtaunſte. Da kann Deine Groſchen-
2 Zigarre nicht mit. Geh mal in das be-kannte Zigarren Spezial Geſchäft von

Paul Leuschner.
uftr Mittelwache Ar. 9,

und verlang! o r. 65 W zu 6 Pf. per Stück. Da ver-
zichſte uf jede andere Marke

Das neue Bett.
t Daunenköper, große 1 ſchläf. Ober und Unterbetten unde

36. Feinſt. 40.dasſelbe Bett mit Daunende Z. t ehe Sei

F
S

P Bitte feosen l W

Henlkel's Bleiceh-Soda
achte man gengn guf untenſtehende Packung und weife Nach
ahmungen, da meiſtens minderwertig, energiſch zurück.

Zweiſchlaſts n n Betten, Bettſedern frei. 6500 Dankſchreiben

Settenfabrik Th. Kranefuss, Kassol 164.

Bataillons, der wegen Er reſſung und Vergehens gegen den
elben Par hen beſtraft werden ſollte, hatte ſich geſtern der
olizei geſtellt und derart belaſtende e en gegen den Offi-

gemacht. daß über dieſen die Unterſuchungshaft verhängt
urde.
Eine Erpreſſungsaffäre macht in Frankenthal in der

ne viel von ſich reden. Der Direktor Heinz der
dortigen Volksbank verübte vor einigen Tagen Selbſtmord.
d wird bekannt, daß Direktor Heinz das Opfer einer lang-
jährigen, ten Erpreſſung geworden iſt. Der Bank-
kaſſierer Friedrich Weilland, der gleichfalls aus Frankenthal
ſtammt, hatte gegen den Direktor, mit dem er ſich gegen F 175
vergangen hatte, ſeit mehreren Erpreſſungen verübt.
Die Staatsanwaltſchaft hat gegen ihn bereits einen Steckbrief
erlaſſen.

Verſammlungsberichte.
Banarbeiter in Schkenditz. Jn der letzten Mitglieder Ver

ſammlung gab Kollege Hordorff den Jahresbericht vom Ge-
werkſchaftskartell. Anſchließend wurden diejenigen Kollegen
verleſen, die keine Arbeiterzeitung leſen. Es wurde betont,
daß es Pflicht eines jeden ſei, Abonnent der Arbeiterpreſſe zu
ſein. Hierauf wurde zur Beſprechung des neuen Verbands
ſtatuts geſchritten und die Kollegen aufgefordert, den für ſie
in Betracht kommenden Steuerſatz zu bezahlen. Für diejeni-
gen, die außerhalb ihres Berufs arbeiten (Waldarbeiter), ſoll
eine 50-Pf.-Marke eingeführt werden. S 36, Abſatz 56 wurde
einer ſcharfen Kritik unterzogen. Sämtliche Redner erklärten
ſich gegen dieſe Beſtimmung mit der Begründung, daß ein Kol-
lege, der ſeine volle Schuldigkeit dem Verband gegenüber ge-
tan hat, auch ſeine vollen Rechte beanſpruchen könne. Die Kol-
legen ſind der Meinung, daß ſie, wenn ſie den Leipziger
Steuerſatz gezahlt haben, auch das Recht beanſpruchen können,
den für dieſe Klaſſe feſtgeſetzten Unterſtützungsſatz zu beziehen.
Es ſoll an den nächſten Verbandstag appelliert werden, damit
der Abſatz 5 des S 36 beſeitigt wird. Als Bautenkontrolleur
wurde Kollege Otto Delitzſch gewählt. Weiter brachte der Vor-
ſitzende die kommende Agitation für den Konſumverein zur
Sprache und wünſchte, daß ſich die Kollegen beteiligen. Auch
wünſchte der Redner, daß von den Kollegen den Veranſtaltun-
gen des Bildungsausſchuſſes mehr Sympathie entgegengebracht
wird. Den Ausgeſperrten im Kürſchnergewerbe wurden 200
Mark als zweite Rate bewilligt. Die nächſte Verſammlung
findet Sonnabend vor Oſtern, abends 127 Uhr, ſtatt.

Cetzte Nachrichten.
Der Vorwärts über die Erſatzwahl.

Unſer Zentralorgan ſagt über das Ergebnis der Berliner
Reichstagserſatzwahl:

„Die Sozialdemokratie kann mit dem Wahlergebnis durchaus
zufrieden ſein. Daß aber die Sozialdemokratie die Stim
menzahl vom Jahre 1907 nicht wieder erreichte, lag vor allen
Dingen daran, daß diesmal wegen des Fehlens des freiſinnigen
und konſervativen Gegenkandidaten die Wahl geradezu
zu einer öffentlichen geſtempelt worden warl!
Es iſt ganz zweifellos, daß zahlreiche Wähler, Lehrer, Be
amte, in Staats betrieben beſchäftigte Arbeiter uſw.,
die im Jahre 1907 für den Sozialdemokraten geſtimmt hatten
und diesmal gleichfalls wieder für den ſozialdemokratiſchen
Kandidaten geſtimmt haben würden, ſich der Abſtimmung
enthalten haben, weil ſie ſich der Gefahr nicht ausſetzen
wollten, ihre Abſtimmung kontrolliert zu ſehen. Zieht man
dieſen Umſtand in Betracht, ſo wird man dem Proletariat des
vierten Berliner Reichstagswahlkreiſes das Lob nicht vorent-

Beim Einkauf von

nun
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blendend weiß. Uebertriſft bei allen Rei
nigungezwecken die Soda durch raſchere

u. gründlichere Wirkung, macht nament
lich Metallſachen ſehr klar u. Holzſachen

ſehr weiß. Greift Hände u. Wäſche nicht
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SparkbedeutendSeife, macht die Wäſche

deshalb in keiner Haushaltung fehlen. 4

c i auerkennendwerkem Naße ſeine
Schuldigkeit getan hat!

Jn Prozenten berechnet gaben 1907 für den ſozialdemokra
tiſchen Kandidaten 61 Prozent aller Wahlberechtigten ihre
Stimme ab. Diesmal erhielt der ſozialdemokratiſche Kandidat
die Stimmen von 654,5 Prozent aller Wahlberechtigten. Die
Differenz iſt alſo keineswegs allzu groß und durch die Tatſache
hinlänglich erklärt, daß diesmal Tauſende von Wählern, die ſich
in abhängiger Stellung befinden, infolge des geradezu
öffentlichen Charakters der Wahlurne fernblieben!“

Waſſerſtände.
bedeutet über, unter Nulſ).

URnſtrut und Saale. Fall Wuche
Artern, Brückenpeg. 9. April -0,58 10. April 40,58

Nebra, Oberpegel 14 2,141Unterpegel. I. 46 l 461Weißenfels, Oberpg. m 2,54 2541
Unterp. 0,52 0,5661 (0,04Trotba. 72,04 2,02 0,02Alsleben, Oberpegel 76 2,50Unterpegel 7 S 1,67)Bernburg 1,25 u 25Kalbe, Oberpegel 66 l 62 0,04Unterpegel 1,08 c 1,07 0,01

Elbe.
Dresden 7. April --0,02 8. April --0,23 0,21
Torgau 2,44 223 021Wittenberg 73,25 3,16 0,09Roßlau e o -2,99 -2,77 0,22Barby e -3,11 --2,95 0,16Magdeburg 2,58 2,49 0,09
Ein Heilſchatz erſten Ranges

iſt der Lamſcheider Stahlbrunnen! So beſchließt Prof. Dr.
Liebreich eine längere Abhandlung über dieſen eigenartigen
Kurbrunnen, „der vermöge ſeiner glücklichen Zuſammenſetzung
eine Reihe von Wirkungen entfaltet, die ihn zur Anwendung
bei ganzen Gruppen von Erkrankungen geeignet machen.“

Dankesworte nach t r Kuren: „Jch litt ſeit
3 Jahren an Blutarmut, Bleichſucht, großer Nervenſchwäche,
Verdauings- und Magenſchwäche, Rückenſchmerzen und Sod-
brennen meine Kräfte gingen ſo zu Ende, daß ich
meine Arbeit nicht mehr verrichten konnte. Durch den
Gebrauch von 30 Flaſchen Lamſcheider Stahlbrunnen bin
ich, Gott ſei Dank, wieder ſo weit hergeſtellt, daß ich alle Ar-
beiten verrichten kann.“ „Wir können es mit Recht ſagen, daß
wir durch dieſes köſtliche Waſſer unſere Geſundheit wieder er
langt haben.“ „Jch geſtehe offen, daß ich ſeit dieſer Kur erſt
weiß, wie es einem geſunden Menſchen zu Mute iſt. Meine
fürchterlichen Kopfſchmerzen ſind ſeitdem gänzlich verſchwunden.
Jch wagte anfangs gar nicht, dem Waſſer dieſe Kraft zuzu-
ſchreiben, ſondern glaubte faſt mehr an Einbildung. Aber heute
kann ich mit Beſtimmtheit ſagen, daß ich nur dieſem Waſſer
mein Wohlbefinden verdanke.“ Solche Worte der Anerken-
nung nach erfolgreichen Kuren ſind der beſte Beweis für die
trefflichen Eigenſchaften dieſer Heilquelle. Trinkkuren im
Hauſe warm empfohlen. Keine Berufsſtörung. Ausführliche
Miteilungen über Kurerfolge, Anwendungsgebiet und Bezug
des Brunnens koſtenlos durch: Lamſcheider Stahlbrunnen in
Düſſeldorf O. 153.

Apollo TTenter

Direktion Gustav Poller.
Allabendlich 8 Uveſhielloſen érſoig:

olniseche
Wirtschaft.

VaudevillePoſſe m. Geſang u.
Tanz in 3 Akten v. Kraatz und
Okonkowsky. Muſik v. Jeantet 9in den detannten Geſchäften.

ötudttheater Hulle.
Direktion Geh. Beirel M. Riohards,

Fernruf 1181.
Mittwoch den 12. April

Nachmittags 3 Uhr:
lervorſtellung zu gv kleinen Pr ſe m

Mnna von Barnhelm
oder: Das Soldatenglüok.

Luſtſpiel in 5 Aufzügenvon Veith. Ephr. eſng.

Abends 74 Uhr:
203. Vorſtellung i. Ab. 3. Viertel.

r ſornnt Zum 4. Male: Rovnai!
Der Rosenkavaller.

Komödie für Muſik in 3 Aufzügen
von Hugo von Hofmannsthal.

Muſik von Richard Strauß.
Kaſſenöffnung 7 Uhr.

Anfang 7 Uhr. Ende 10 Uhr.

Donnerstag den 13. April:
204. Vorſtellung i. Ab. 4. Viertel.
Hevini! Zum 10 Male: Nein
EClaube und Helmat.
Die Tragödie eines Volkes in

für Schokoladen, Kakao, Kaffee, Tee.

keht böhm. 61assachen yreteneca Ostersachen.

Marie Peschke, Steinweg 31.
Bitte genau auf meine Firma und Hausnummer zu achten.

I Bu die Jnſerate verantwortlich Rob. J 19 ner. Drud der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger
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3 Akten von Karl Schönherr.
Schweinepökelfleisch
prima holsteinische Ware

Z odren, Plolen,
Gicke2 eine e2 10 Pfd. Probe-Postroſii N. 3.60 2

25 Bahn-Fimer 8.50Gern. J. Voigt, el

Waſchgefäßze,

pelgen Sie

3öniee
kershef 1. Kleine Klausſtraße 7.

vorm. Aug. Sroß jetzt A. Jähnig. Sämtl. j. Halle a. S.
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